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Für das Nachschlagewerk
Für die Ärztliche Sammlung

I. Gesetz: . GrundG Art 131
•

Rechtssatz: Verdrängte Reichsbeamte sind trotz des Zu­
sammenbruchs des Reichs unmittelbare Reichs­
beamte geblieben. Die neu gebildeten Länder 
haften für die sich daraus ergebenden An­
sprüche weder als allgemeine Rechtsnachfol­
ger des Reichs noch ohne weiteres* als neue 
Dienstherm (entschieden für das Land 
Schleswig-Holstein).

II. Gesetz: SchleswigrIIolsteinisches Erstes Polizeige­
setz vom 4. Januar 1947 (ABI 77); Schles­
wig-Holsteinisches Zweites Polizeigesetz 
vom 23. L'ärz 1949 < GV31 SchlH 61).

Rechtssatz: In Schleswig-Holstein ging die Polizeige- 
v;alt nach den Zusammenbruch 1943 zunächst 
auf die Provinz und von dieser auf das Land 
über. Die Polizeiausschüsse waren hier keine 
Körperschaften des öffentlichen Rechts; An­
stellungsbehörde der Polizeibeamten war die 
Provinz, später das Land.

III. Gesetz: ZPO § 549
Rechtssatz: Landesgesetze des Landes Schleswig-Holstein 

sind nicht revisibel.

IV. Gesetz: Deutsches Beamtengesetz 5§ 35, 166.
Rechtssatz: Eine Versetzung von Beamten aus dem Reichs— 

dienst in den Landasdienst war auch nach dem

m

V*



. V. Gesetz:
Rechtssatz:

VI. Gesetz:
Rechtssatz:

VII. Gesetz:
Rechtssatz:

Aktenzeichen: 
Urteil vom:

Zusammenbruch mindestens bis zur Umbildung 
der früheren preußischen Provinzen in.selb­
ständige Länder (LIilRegVO 46) möglich.

Deutsches Beamtengesetz § 35.
Die Einweisung eines verdrängten Reichsbe­
amten in eine Planstelle eines Landes ent­
hält nicht ohne weiteres eine Versetzung 
aus dem Reichsdienst in den Landesdienst.
Es müssen weitere Anhaltspunkte hinzutreten, 
die auf einen Versetzungswillen der Einstel­
lungsbehörde schließen lassen.

Deutsches ßeamtengesetz $ 27*
In der Zeit nach dem Zusammenbruch konnte 
ein Dienstverhältnis als Widerrufsbeamter 
ohne Einhaltung der Form des § 27 DBG be­
gründet werden, wenn einem verdrängten Be­
amten durch die zuständige Behörde eine nur 
von Beamten ausübbare Tätigkeit unter 
schriftlicher Verleihung einer Amtsbezeich­
nung und Einweisung in eine Planstelle über­
tragen \v&rde*'<

Deutsches Beamtengesetz §§ 66,' 163.
Die Zustellung der WiderrufsVerfügung ist 
nur wirksam, wenn sie formgerecht geschieht. 
Formloser Zugang an den Beamten genügt nicht
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Ill ZR 6/50

Verkündet am 28. Juni 1951
Fieser, Justizangestellter 
als Urkundsbeamter der Ge­
schäftsstelle des Bundesge- 

. richtshofs

I m  N a m e n  d e s  V o l k e s

In'dem Rechtsstreit
des Landes Sch( 
desregierung ScLSHB~II( 
das Ministerium des Innern in

vertreten durch die Lan- 
diese vertreten durch

Beklagten, Berufungsklägers 
und Revisionsklägers,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt Br.

gegen

inden Hauptwachtmeister der Polizei Fritz S(
K l Q H H H f e  Kreis R f l H H H R

.Kläger, Berufungsbeklagten 
und Revisionsbeklagten,

- Prozeßbevollmächtigter: Rechtsanwalt

hat der III. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs auf die 
mündliche Verhandlung vom 4. Juni 1951 unter Mitwirkung 
der Bundesrichter Br. Beibrück, Prof. Br. Heiß, Br. Pagen 
darm, Br. Kleinewefers und Br. Gelhaar

für Recht erkannt:
Auf die Revision des beklagten Landes wird das 
Urteil des 2. Zivilsenats des Schleswig-Holsteini- . 
sehen Oberlandesgerichts in Schleswig vom 28. Juni 
1950 aufgehoben. Bie Sache wird zur anderweiten 
Verhandlung und Entscheidung, auch über die Kosten 
des Revisionsrechtszuges, an das Berufungsgericht 
zurückverwiesen•
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Der Kläger war als Polizeiwachtmeister in Ost­
preußen tätig. Er wurde mit "irkung vom 1. Oktober 
1942 zum Polizeihauptwachtmeister befördert und 
gleichzeitig durch Aushändigung einer Urkunde zum 
Beamten auf Lebenszeit ernannt. Beim Zusammenbruch • 
wurde er am 31. Harz 1945 in das Gendarmerie-Auf­
fanglager in Bremen eingewiesen und leistete vom 
3. April 1945 ab Dienst zunächst bei der Lilitär- 
polizei und dann bei einer deutschen Polizeieinheit.
Am 1. Juni 1945 übernahm ihn der Chef der Polizei 
der Provinz SciiHH^-üfliHlfe in seinen Dienst.
Durch Schreiben vom 18. Harz 1946 wies er ihn in 
die Planstelle eines Polizeiwachtmeisters ein; die­
ses Schreiben hat folgenden Wortlaut:

“Betr.: Einweisung in eine Planstelle.
Der vorläufige Stellenplan für die Polizei 

ist unter dem 30. November ’945 mit Wirkung vom 
1 • November 1945 genehmigt worden. Nachdem nun­
mehr im Nahmen dieses Stellenplanes Planstellen 

\ zur Verfügung stehen, werden Sie mit Wirkung
vom 1. 11.1945 in eine Planstelle der Besoldungs- 
gruppe A 8a des Reichsbesoldungsgesetzes von 1927 
in B f l B P  Kreis eingewiesen. Das
erforderliche Stelleneinkommen steht aus einer 
freien Planstelle der Besoldungsgruppe A 8a zur 
Verfügung.

Pür die Dauer der Gültigkeit des Einsatz- 
wehrmachtsgebührnisgesetzes werden die Bezüge 
nach diesen Bestimmungen errechnet und zahlbar 
gemacht. Ihre Bezüge werden aus diesem Grunde

L
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aus der Besoldungsgruppe W 20/B gezahlt.
über die Höhe dieser Dienstbezüge erhalten 

Sie besondere Verfügung.n

Im Juli 1947 verlangte die Landes’polizeiverwal- 
tung von den Kläger "zur Klärung seines Anstellungs­
verhältnisses bei der Landespolizei
die Vorlage seiner Anstellungsurkunde "auf Lebenszeit". 
Der Kläger erklärte darauf an Eides Statt, daß ihm die­
se Urkunde durch Kriegseinwirkungen verloren gegangen 
sei.

Im Dezember 1947 wurde der Kläger im Entnazifizie­
rungsverfahren in Gruppe III eingestuft. Der Entnazifi­
zierungsberufungsausschuß verwarf am 29* Juni 1948 die 
Berufung des Klägers gegen diese Entscheidung. Darauf 
entließ das beklagte Land den Kläger am 31» Juli 1948 
ohne Bezüge aus dem Dienst. Auf sein ».‘iederaufnahmege- 
such stufte der Entnazifizierungshauptausschuß den 
Kläger am 23* Kai 1949 in Gruppe V ein. Der Kläger be­
antragte nunmehr bei dem beklagten Land Viedereinstel- 
lung und llachzahlung der Dienstbezüge seit den 1 • Au­
gust 1948. Die Landesregierung Mi­
nisterium des Innern, erteilte ihm mit dem Datum vom 
30. Juli 1949 folgenden Bescheid:

"Betrifft: Antrag auf Wiedereinstellung in den 
Polizeidienst.

Bezug: Meldung vom 24.5.1949*
Auf Grund Ihrer im Wiederaufnahmeverfahren am 
23-5-1949 erfolgten Einstufung in Kategorie V



durch rechtskräftige Entscheidung des^jjntnazi- 
fizierungs- und Ilauptausschusses R f l p H H  vom 
23.5*1949 werden Sie gemäß § 48 Abs 3 des Ge- 
setzes zur Fortführung und zum Abschluß der 
Entnazifizierung vom 10.2.1948 (GV0B1 S 33) 
mit Wirkung vom 31.7*1.949 als Polizeiwacht­
meister (Bes.Gruppe A 8a) wieder eingestellt.

Da infolge der Verringerung der Polizei­
stärke eine erneute Verwendung Ihrerseits aus 
haushaltsrechtlichen Gründen nicht möglich ist, 
wird mit dem gleichen Zeitpunkt Ihr Beamtenver- 
hältnis zum Lande S c l 4 M ^ - I l C H H I K  gemäß §§
61, 62 des Deutschen Beamtengesetzes von 26.1. 
1957 (RGBl I S 39) in Verbindung mit § 17 des 
Gesetzes zur Sicherung der öffentlichen Finan­
zen pp vom 21.12.1948 (GV0B1 SchlH S 39) wider­
rufen.

Sie erhalten auf Grund Ihrer mehr als drei­
jährigen Dienstzeit in der Polizei des Landes

6emäß 5 62 Abs 2 DBG ein Über­
gangsgeld in Höhe des Zweifachen Ihrer monatli­
chen- Eienstbezüge sowie gemäß § 48 Abs 4 des Ge­
setzes zur Fortführung und zum Abschluß der Ent­
nazifizierung ein übergangsgeld für die Zeit vom 
25*6. bis 31.7.1949 in 3öhe der Ihnen für diesen 
Zeitraum zustehenden Dienstbezüge. Eine ilachzah- 
lung von Dienstbezügen für die zurückliegende 
Zeit kann gemäß § 5 der 1. Verordnung zur Siche­
rung der öffentlichen Finanzen auf dem Gebiete 

| des Beamtenrechts vom 28.3*1949 (GV0B1 S 55)
nicht erfolgen.

Im übrigen wird darauf hingewiesen, daß 
Rechtsansprüche, die Ihnen auf Grund Ihres frühe­
ren Beautenverhältnisses vor dem 8.5.1945 zuste­
hen, gemäß Art 131 des Grundgesetzes der Bundes- 
republik'vDeutöcteltmd j vom 23.5.1949 durch Bundes­
gesetz geregelt werden und nicht gegenüber dem 
Lande SchflH^p-HflBI^ geltend gemacht werden 
können."



Der Kläger hat seit dem 1.* August 1948 kein 
Gehalt bezogen*'Das beklagte Land hat ihm lediglich 
in der Zeit von 17. September 1949 bis 10. Januar 
1950 ein Übergangsgeld von insgesamt 1.056,16 Kf ge­
zahlt. Das Gehalt des Klägers als Hauptv/achtmeister 
der Polizei betrug zuletzt nach Abzug der Steuer 
monatlich 389 EH zuzüglich 33 HM*Aufwandsentschädi­
gung; die Parteien sind der Höhe nach darüber einig, 
daß dem Klüger Bezüge von gleicher Höhe in Deutscher 
Hark auch jetzt noch zustehen, v/enn er Hauptwacht- 
meister ist.

Der Kläger hält das beklagte Land für verpflich­
tet, ihm für die Zeit vom 1. August 1948 ab die Bezü­
ge eines Polizeihauptwachtneisters zu zahlen. Er 
führt hierzu aus s Seine übernähme in den Polizei­
dienst des Landes mindestens aber
die Einweisung in eine Planstelle stelle eine "Ver­
setzung" dar. Er sei deshalb Beamter auf Lebenszeit 
des beklagten Landes mit seinem früheren Dienstgrad 
als Polizeihauptwachtmeister geworden. Das beklagte 
Land habe ihn am 31. Juli 1948 nicht entlassen dür­
fen, da die BerufungsentScheidung im Entnazifizie­
rungsverfahren vom 29-. Juni 1948 wegen des anschlies­
senden Wiederaufnahmeverfahrens nicht rechtskräftig 
geworden sei. Habe ihn das beklagte Land jedoch zu 
Hecht entlassen, so müsse es ihm dennoch vom 1 • Au­
gust 1948 an seine Dienstbezüge zahlen, da die Ein­
stufung in Gruppe III durch die im Wiederaufnähmever-
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fahren erfolgte Einstufung in Gruppe V rückwirkend 
aufgehoben sei und somit als von Anfang an unwirk­
sam angesehen werden müsse. Das beklagte Land habe, 
nachdem es ihn am 30. Juli 1949 wieder eingestellt 
habe, sein Beamtenverhältnis nicht widerrufen kön­
nen, da er durch die Liedereinstellung in seine al­
ten Hechte als Beamter auf Lebenszeit eingetreten 
sei. Der Kläger verlangt einen Teilbetrag seines 
Gehalts in Höhe von 3.000 DH.

Das beklagte Land bittet um Klagabweisung. Es 
ist der Ansicht, Ansprüche aus dem früheren Dienst­
verhältnis mit dem Deutschen Reich könne der Kläger 
gegen das beklagte Land nicht herleiten, da dieses 
nicht in die Pflichten des Deutschen Reiches als 
Dienstherr eingetreten sei. Die JJbernahme des Klägers 
in den Folizeidienst im Jahre
1945 habe nur eine vorläufige Versorgung des Klägers 
bezweckt; sie bedeute schon aus Formgründen keine 
Versetzung im Sinne des Beamtenrechts. Die Einweisung 
in eine Planstelle im Jahre 1946 enthalte gleichfalls 
keine Versetzung des Klägers nach
sie besitze lediglich innerdienstliche Bedeutung in 
Haushalts- und besoldungsrechtlicher Hinsicht. Außer­
dem habe der Chef der Polizei der Provinz S c h ^ H I V “ 
H f l U  bei der Einstellung des Klägers und bei des­
sen Einweisung in eine Planstelle•als Organ der da­
mals die Polizeihoheit ausübenden Besatzungsmacht ge­
handelt, sodaß diese Haßnahmen für das erst später



gebildete Land keine Wirkung besäßen. Dieses habe 
den Kläger nach der übernähme der Polizeihoheit 
erst durch die Tatsache der Weiterbeschäftigung in 
ein neues Beamtenverhältnis auf Widerruf berufen.
Hach der rechtskräftigen Einstufung im Entnazifizie­
rungsverfahren in Grippe III sei er zu Hecht entlas­
sen; durch die Wiederaufnahme des Verfahrens sei 
diese Einstufung nicht mit rückwirkender Kraft be­
seitigt worden; deshalb brauche dem Kläger trotz der 
im Wiederaufnahmeverfahren erfolgten Einstufung in 
Gruppe V für die Zeit von jener Entlassung bis zur 
Wiedereinstellung, (.1. August 1948 - 31* Juli 1949) 
Gehalt nicht nachgezahlt zu werden. Da der Kläger 
Widerrufsbeanter gewesen sei, habe er auch gleich­
zeitig mit seiner Wiedereinstellung am 30. Juli 1949 
durch Ausübung des Widerrufsrechts wieder entlassen 
werden können.

Das Landgericht hat der Klage stattgegeben. Es 
hat dahingestellt gelassen, ob der Kläger für die 
Seit vom 1. August 1948 bis 31* Juli 1949 Gehaltsan­
sprüche hat; es hat die Klage aus den Gehaltsansprü­
chen für die Zeit vom 1. August 1949 bis 14. ~ärz 
1950 an für begründet angesehen, wobei es das an den 

* Kläger in der Zeit vom 17* September 1949 bis 10. Ja­
nuar 1950 gezahlte Übergangsgeld von 1.056,16 «I nicht 
berücksichtigt hat. Das Oberlandesgericht hat die Be­
rufung des beklagten Landes zurückgewiesen. Es hält 
Gehaltsansprüche für die Zeit vom 1. August 1948 bis



-  8 -

31. Juli 1949 für nicht gerechtfertigt, gibt aber 
der Klage im Hinblick auf die Gehalts ans prUche vom
1. August 1949 bis 31* Juli 1950 unter Berücksich­
tigung des an den Kläger ausgezahlten Übergangs­
gelds von 1.036,16 IE! statt.

Bas beklagte Land erstrebt mit der Revision  ̂
Aufhebung der angefochtenen Urteile und 2Claga^ei$ 
sung, hilfsweise Zurückverweisung des Rechtsstreits 
in den 3erufungsrechtszug und äußerstenfalls hilfs­
weise:

Bie Formel des Berufungsurteils zu ergänzen 
durch die Worte: "Unter Abweisung der auf die 
Zeit vom 1. August 1948 bis 31. Juli 1949 be­
züglichen Ansprüche des Klägers".

Ber Kläger bittet um Zurückweisung der Revision.

Entscheidung gründe:

A.

I . Bie Revision ist zulässig. Ber Kläger macht Ge­
haltsansprüche als Landesbeamter gegen ein Land gel­
tend, das durch Umwandlung aus einer bisher preußi­
schen Provinz entstanden ist. Für diese Ansprüche 
ist, da die Revision vor den 1. Oktober 1950, dem 
Tage des Inkrafttretens des Vereinheitlichungsgeset­
zes vom 12. September 1950 (BGBl I, 455 ff) einge-
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legt ist, gemäß § 30 Ziff 2 der VO zur Durchführung 
der HilRegVO Nr 98 Über die Errichtung eines Ober­
sten Gerichtshofes für die Britische Zone vom 17* 
November 1947 (VOBl BZ 1947, H9), § 39 PrAusfG^ 
zum GVG vom 24* April 1878 (ÄPrGS 230) in Verbindung 
mit § 71 Abs 3 GVG alter Passung die Revision ohne 
Rücksicht auf den Y/ert des Streitgegenstandes zuläs­
sig.
II. Zur Beurteilung, wieweit die Sache in deä- Re­
visionsrechtszug gediehen ist, bedarf es zunächst 
der Peststellung, welche Ansprüche überhaupt geltend 
gemacht werden. Der Kläger verlangt 3*000 IM als Teil­
betrag ihm seit dem 1. August 1948 zustehender Ge­
halt s an s prüche; er hat jedoch an keiner Stelle, ins­
besondere weder in der Klage noch in späteren Schrift­
sätzen angegeben, bis zu welchem Zeitpunkt er im vor­
liegenden Rechtsstreit Gehaltsansprüche geltend 
nacht. Aus seinem Vortrag ergibt sich, daL ihm die 
Gehaltszahlung verweigert worden ist für die Zeit 
vom 1. August 1948 bis 31* Juli 1949, weil er sich 
während dieser Zeit infolge Schwebens eines Entnazi­
fizierungsverfahrens außer Dienst befand, und für die 
Zeit ab 1. August 1949, weil das beklagte Land glaubt, 
ihn aus beamtenrechtlichen Gründen (Widerrufsbeamter) 
zum 1. August 1949 rechtswirksam entlassen zu haben.

Die Revision rügt in diesem Zusammenhang, daß 
das Berufungsgericht die Verneinung von Gehaltsan­
sprüchen des Klägers für die Zeit vom 1. August 1948
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bis 31* Juli 1949 nur in der Begründung, nicht aber 
im entscheidenden Teil des Urteils zum Ausdruck ge­
bracht hat. Bas Landgericht,hatte diese Ansprüche 
für die Zeit vom 1. August 1948 bis -31 • Juli 1949 
ausdrücklich unerörtert gelassen und der Klage des­
halb stattgegeben, weil nach seiner Berechnung der 
geforderte Betrag schon durch die Gehaltsansprüche 
für die Zeit vom 1. August 1949 bis 14- März 1930 
gerechtfertigt sei. Bas Berufungsgericht hat ausge­
führt, für die Zeit vom 1. August 1948 bis 31« Juli 
1949 beständen keine Ansprüche; es berechnet für die 
Zeit von 1. August 1949 bis 31« Juli 1950 die dem 
Kläger unter Berücksichtigung des gezahlten Ubergangs­
gelds noch zustehenden Gehaltsansprüche auf 4*000,84 El 
und hält deshalb die Klageforderung für gerechtfer­
tigt.

Es handelt sich hier nicht um zwei selbständige 
Zahlungsansprüche mit den in RGZ 144, 715 157, 326;
RG in BR 1940, 292 erörterten Wirkungen auf die Art 
ihrer prozessualen Geltendmachung, sondern um einen 
einheitlichen, aus dem gleichen Rechtsverhältnis sich 
ergebenden Gehaltsanspruch, auch wenn er für die ein­
zelnen Zeitabschnitte (hier für die Zeit vor und nach 
der l,v;iedereinctellung,,. vom 30. Juli 1949) einer un­
terschiedlichen Beurteilung unterliegen kann: Ber 
Kläger macht den hier eingeklagten Betrag von 3*000 DM 
als leilforderung auf die gesamten ihm seit dem 1. Au­
gust 1948 angeblich zustehenden Gehaltsansprüche gel­
tend. Er hätte für eine bestimmte Zahl von l.onaten
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seit dem 1. August 1946 das Monatsgehalt bis zur 
Erreichung des eingeklagten Teilbetrages von 3*000 £4 
verlangen und die Gehaltsansprüche für die späteren 
Lonate nur zur hilfsweisen Stützung für die erhobene 
Teilklage geltend' machen können. Einen Teilbetrag, 
eines solchen einheitlichen Anspruchs kann der Klä­
ger aber auch in der Art geltend machen, daß er es 
dem Gericht überläßt, selbst zu bestimmen, aus wel­
chen Zeitabschnitten es den eingeklagten Teilbetrag 
zuspricht, ohne daß darunter die Bestimmtheit des 
Gegenstandes und des Grundes der Klage (§ 253 Ziff 
2 ZPO) leidet. Von dieser zweiten Möglichkeit hat 
der Kläger offenbar Gebrauch machen wollen. Er führt 
in der Erwiderung auf die Berufungsbegründung in 
seinem Schriftsatz vom 17. Juni 1950 (Bl 74 bis 75 
dA) aus: Einen Antrag auf Peststellung, daß das be­
klagte Land verpflichtet sei, die eingeklagte leil- 
summe von 3*000 E! wegen einer Zahlungsverpflichtung 
auch für die Zeit vom 1. August 1948 bis 25* Juni 
1949 zu leisten, habe er nicht gestellt. Iw Kevisions- 
rechtszug hat er auf Befragen sogar erklärt, er 
überlasse es dem Gericht, aus welchen Zeitabschnitten 
es die eingcklagte Teilforderung zuspreche.

Lithin stand es entgegen den Ausführungen des 
Berufungsgerichts in freien Ermessen des Landgerichts, 
aus welchen Zeitabsclmitten es der Klage über den 
Teilbetrag von 3*000 El stattgeben wollte. Es mußte 
daher nicht, wie das Berufungsgericht meint, zunächst
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über die Ansprüche aus der Zeit vom 1. August 1948 
bis 31• Juli 1949 entscheiden, ehe es die Klage im 
Hinblick auf die Gehaltsansprüche für die Zeit nach 
dem.1. August 1949 zusprach« Auch das Berufog&sge- 
richt hatte keinen Anlaß, über solche Ansprüche 
Ausführungen zu machen, da es bereits aus den Ge­
haltsansprüchen für die Zeit nach dem 1• August 
1949 die Klage auf den Teilbetrag von 3 *000 2H für 
gerechtfertigt ansah. Eine Abweisung solcher An­
sprüche wäre daher nur zulässig gewesen, wenn der 
eingeklagte Teilbetrag von 3•000 £ nicht aus An­
sprüchen für andere Zeitabschnitte zugesprochen 
werden könnte.

Mithin ist auch nach dem Urteil des Berufungs­
gerichts nur der eingeklagte Teilbetrag von 3*000 2i 
aus den Gehaltsansprüchen für die Zeit vom 1• August 
1949 bis 31. Juli 1950, die nach der Ansicht des Be­
rufungsgerichts in Höhe von 4.000,84 KI bestanden, 
zugesprochen. Ansprüche für die Zeit vor dem 1. Au­
gust 1949 sind dagegen nur in den Gründen erörtert, 
aber nicht im entscheidenden Teil abgesprochen; ein 
Anlaß, insoweit eine Abweisung auszusprechen, lag 
auch nicht vor, da insoweit eine Entscheidung über­
haupt nicht ergehen durfte. Die Revisionsrüge, die 
eine Ergänzung des entscheidenden Teiles des Urteils 
dahin begehrt, daß die Gehaltsansprüche für die Zeit 
vor dem 1. August 1949 abgesprochen seien, ist daher 
solange unbegründet, als der eingeklagte Teilbetrag
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auf Grund der Gehaltsansprüche für die Zeit nach den 
1 . August 1949 gerechtfertigt ist.

Gestützt ist die Klage mithin auf die gesamten 
Gehaltsansprüche des Klägers für die 'Zeit vom 1 • Au­
gust 1948 an. Es bedarf daher der Prüfung aller die­
ser Ansprüche, soweit die Ansprüche für die Zeit nach 
dem 1. August 1949 zur Verurteilung in Höhe der ein­
geklagten Eeilforderung von 3.000 nicht ausreichen. 
In diesem gesamten Unfang ist die Sache auch in den 
Revisionsrechtszug erwachsen.
III. 1. Für Beamtengehaltsklagen ist nach dem Deut­
schen Beantengesctz, das in Schleswig-Holstein nicht 
aufgehoben und daher grundsätzlich noch anzuwenden 
ist, in Verbindung mit Art 129 Abs 1 Satz 4 T/eimVerf 
der Rechtsweg nicht vor den Verwaltungsgerichten, son­
dern vor den ordentlichen Cerichten'gegeben; daran 
hat das Grundgesetz nichts geändert, wie der Senat 
in den zun Abdruck vorgesehenen Urteil vom 4. Juni 
1951 (III ZR 120/50) dargelegt hat.

2. Die Gehaltsklage des Beklagten ist weiter 
gemäß § 143 Abs 1 DBG erst zulässig, wenn die oberste 
Dienstbehörde den Anspruch abgelehnt hat, oder wenn 
sie innerhalb von sechs Lonaten, nachdem ihr der An- 
trag zugegangen ist, nicht entschieden hat; die Kla­
ge muß bei Verlust des Klagrechts innerhalb von sechs 
Monaten nach Bekanntmachung der Entscheidung oder 
nach Ablauf der für diese bestimmten Frist erhoben



- H  *.

i

I

werden* Das Berufungsgericht erblickt in den Erlaß 
des Innenministeriums vom 30« Juli 1949 den vorge­
schriebenen Vorbescheid und sieht die Frist durch die 
bereits im September 1949 erhobene Klage als gewahrt 
an. Dieser Schlußfolgerung wäre unbedenklich beizu­
treten, wenn der Erlaß vom 30. Juli 1949 als Vorbe­
scheid im Sinne des § 143 DBG anzusehen wäre. Dies 
trifft, jedoch mindestens für die Ansprüche aus der 
Zeit' nach den 1. August 1949 nicht zu; der Erlaß ent­
hält nur die Entscheidung über den üiedereinstellungs- 
antrag des Klägers, gibt diesem statt und spricht zu­
gleich den »iderruf des Beamtenverhältnisses aus; im 
Anschluß daran verweist er für die finanziellen An­
sprüche des Klägers auf die bestehenden Gesetze und 
lehnt höchstens eine Nachzahlung von Gehalt für die 
Zeit bis zum 31« Juli 1949 ab. Er enthält jedoch kei­
ne Ablehnung der Ansprüche des Klägers für die Zeit 
nach dem 1. August 1949, denn die'setfAnsprÜche hatte 
der Kläger damals überhaupt noch nicht geltend ge­
macht. Der Vorentscheid kann jedoch auch noch während 
des Prozesses jederzeit nachgeholt werden. Insbesonde­
re ist der von Vertretern der zuständigen Behörde ge­
stellte Klagabweisungoantrag als Vorbescheid ausrei­
chend. Aus § 143 DBG bestehen daher keinesfalls Be­
denken gegen die Zulässigkeit der Geltendmachung der 
Ansprüche im vorliegenden Prozeßverfahren.
* 3« Die Revision des beklagten Landes rügt weiter
Verletzung des Art 131 Satz 3 GrundG. Sie führt aus:
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Der Kläger sei wegen seiner Einstufung in Gruppe 
III, also aus anderen als beamtenrechtlichen Grün­
den ausgeschieden* Daran habe seine Viedereinstel- 
lung durch den Erlaß von 30. Juli 1949 und seine 
gleichzeitige Entlassung als T/iderrufsbeamter 
nichts'geändert. Der Kläger leite seine Ansprüche 
aus der Tatsache her, daß er früher in Ostpreußen 
eine Beamtensteile als Hauptwachtmeister bekleidet 
habe.

Demgegenüber hat das Berufungsgericht mit Recht 
ausgeführt, der Kläger sei zunächst wegen seiner 
politischen Einstufung entlassen worden. Rach Been­
digung seines Entnazifizierungsvei’fahrens (Einstu­
fung in Gruppe V) sei er aber auf Grund der Vor­
schrift des § 43 Abs 2 des Schleswig-Holsteinischen 
Gesetzes zur Portführung und zum Abschluß der Entna­
zifizierung von 10. Februar 1948 (GVB1 SchlH 1948,
39} wieder in den Dienst eingestellt worden. Der 
gleichzeitig erfolgte V.iderruf des Beamtenverhält­
nisses sei dagegen ausdrücklich auf §§ 61, 62 DBG 
in Verbindung mit § 12 des Schleswig-Holsteinischen 
Gesetzes zur Sicherung der öffentlichen Finanzen 
auf dem Gebiet der personellen Ausgaben vom 21. De­
zember 1948 (GVB1 SchlH 1949, 42) gestützt. Der Re­
vision kann nicht darin gefolgt werden, daß das Be­
rufungsgericht bei dieser Beurteilung am Buchstaben 
hafte. Zwar wird die bisherige Entlassung des Klägers 
in sachlichen Ergebnis aufrechterhalten, jedoch haben
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die Gründe für dieses Uicht-tätig-sein des Klägers 
sich geändert: An Stelle der politischen Einstufung 
als Grund für die Kichtbeschäftigung ist nunmehr 
der Widerruf des Beamtenverhältnisses getreten* Art 
.131 GrundG stellt es aber gerade* auf die Gründe ab, 
aus denen der Beamte nicht tätig ist* Bas beklagte 
Land hat durch den Erlaß vom 30* Juli 1949 klar und 
eindeutig zum Ausdruck gebracht, daß es von der 
Nichtbeschäfiigung des Klägers im Hinblick auf sei­
ne politische Einstufung für'die Folgezeit absieht, 
ihn dagegen aus beamtenrechtlichen Gründen nicht 
weiter beochrlftigen will* Die beiden Teile einer 
derartigen Erklärung brauchen sich gegenseitig nicht 
aufzuheben, wie die Revision meint* Ein solcher 
V/echsel in der Begründung der Hichtbeschäftigung 
kann sachlich gerechtfertigt sein; er hat auch sach­
lich einen Handel der Ansprüche des betreffenden 
Beamten zur Folge. Soweit der Kläger für diê  Zeit 
nach dem 1. August 1949 Ansprüche geltend nacht, 
handelt es sich nicht um eine Zeit, während der der 
Kläger "aus anderen als beamtenrechtlichen Gründen" 
ausgeschieden ist. Ilithin findet.auf diese Ansprü­
che die Sperrvorschrift des Art 131 Satz 3 GrundG 
schon aus diesen Grunde keine Anwendung. Darauf, 
ob der Kläger Gehaltsansprüche als Kauptwachtneister 
auf Grund des Niedereinstellungserlasses vom 30. Ju­
li 1949 sachlich mit Erfolg geltend machen kann oder 
nicht, kann es für die Zulässigkeit der Geltendma-
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chung dieser Ansprüche nicht ankommen. 33er Kläger 
stützt auch insoweit seine Ansprüche ausschließ­
lich auf den 'Jiedereinstellungserlaß in Verbindung 
mit seiner angeblich vorher erfolgten Übernahme in 
den Dienst des beklagten Landes und nicht auf seine . 
früher in Ostpreußen innegehabte Stellung als 
Ilauptv/aehtmeister. Auch insoweit macht er daher 
nicht Ansprüche aus einem der in Art 131 GrundG 
aufgeführten HechtsVerhältnisse geltend.

Diese Erwägungen gelten zwar nur für die An­
sprüche aus der Zeit nach der "Yiiedereinstellung" 
des lwlügers und nach dem gleichzeitig erklärten 
Widerruf seines Deamtenverhältnisses, also aus der 
Zeit ab 1. August 1949» für die Zeit vom 1. August 
1948 bis,31. Juli 1949 war der Kläger dagegen aus 
"anderen als beantenrechtlichen Gründen” ausge­
schieden. Insoweit war die Sperrvorschrift des Art 
131 Satz 3 GrundG daher anzuwenden, wenn bezüglich 
der für diese Zeit geltend gemachten Ansprüche 
nicht eine "anderweitige landesrechtliche Regelung" 
erfolgt war. Der Senat hat aber.bereits in seinem 
Urteil vom 15. *.ärz 1951 (BGHZ 1, 274) ausgeführt, 
daß unter "anderweitiger landesrechtlicher Regelung" 
auch eine vor Erlaß des Grundgesetzes ergangene lan­
desrechtliche Regelung zu verstehen ist, welche die 
durch Zusammenbruch und Entnazifizierung verursach­
ten Zweifelsfragen über die Rechtsverhältnisse der 
in Art 131 genannten Personenkreise materiell regelt
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Dine solche materielle Regelung ist hinsichtlich 
der Gehaltsansprüche eines aus Anlaß eines schwe­
benden EntnazifizierungsVerfahrens aus* dem Dienste 
aus geschiedenen Beamten für die Dauer seiner Kicht- 
beschäftigung durch das Schleswig-Holsteinische 
Gesetz zur Fortführung und zum Abschluß der Ent­
nazifizierung vom 10. Pebruar 1948 (GV0B1 SchlH 33)  
getroffen.

Lithin steht die Sperrvorschrift des Art 131 
Satz 3 GrundG der Geltendmachung aller Gehaltsan­
sprüche des Klägers als Bandesbeamter für die Zeit
seit dem 1. August 1948 nicht entgegen. Es bedurfte

•

daher keiner Prüfung, ob der Umstand, daß das Ge­
setz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Art 131 des Grundgesetzes fallenden Personen vom 
11. Hai 1951 (BGBl I, 307) inzwischen ergangen 4$|ft 
und damit die Sperrvorschrift des Art 131 Satz 3 
GrundG entfallen ist, im Revisionsrechtszug noch be 
rücksichtigt werden darf.

Der Kläger kann daher den auf Gehaltsansprüche 
für die Zeit nach dem 1. August 1948 gestützten 
eingeklagten Teilbetrag von 3.000 El vor dem ordent­
lichen Gericht geltend machen.

B.

In der Sache selbst geht das Berufungsgericht 
davon aus, daß der Kläger durch Einweisung in eine
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Planstelle des beklagten Landes in seiner bereits 
vorher ln Ostpreußen erworbenen Eigenschaft als 
Beamter auf Lebenszeit in den Bienst* des beklag­
ten Landes versetzt und damit Beamter auf Lebens­
zeit des beklagten Landes geworden sei; anläßlich 
seiner Einstufung in Gruppe III habe er diese Stel­
lung zwar verloren, habe aber durch seine Wieder­
einstellung (Erlaß vom 30* Juli 1949) diese Rechts­
stellung wiedererlangt; die in diesen Erlaß gleich­
zeitig ausgesprochene Entlassung als Widerrufsbeam­
ter sei für das Gericht trotz § 146 BBG nicht bin-

»c

dend, da die Entlassung des Klägers als eines auf* 
Lebenszeit angestellten Beamten rechtsunwirksam 
sei«
I. Bie Revision rtigt insoweit zunächst die Ver­
letzung des t 146 BBG. Sie führt aus, nach dieser 
Bestimmung sei die Entscheidung der Verwaltungsbe­
hörden darüber,* ob und wann das Beantenverhältnis 
beendet ist, für die Gerichte bindend. Richtig ist, 
daß die "Entlassung" eines Beamten rechtstestaltend 
wirkt; deshalb bindet eine EntlassungsVerfügung, 
auch wenn sie anfechtbar ist, bis zu ihrer Aufhe­
bung das Gericht. Zu Unrecht meint aber die Revision, 
das gelte auch im Pall der "Rechtswidrigkeit" der 
EntlassungsVerfügung. Bie von der Revision angeführ­
ten Entscheidungen (RGZ 154, 198; 161, 3M; OLG Büs-' 
seldorf BVerwBl 1949, 593) behandeln nur den Pall, 
ob und inwieweit die Gerichte ein bei solcher Ent-
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lassungsverfügung ausgeübtes Ermessen der Verwal­
tungsbehörden nachprüfen können» und verneinen 
das. Sie halten aber (vor allem RGZ 154, 198) an 
dem vom Reichsgericht stets aufgestellten Grund­
satz fest, daß die'Gerichte zu prüfen haben, ob 
der rechts gestaltende Verwaltungsakt (hier die 
Entlassungsverfügung) den für ihn bestehenden all­
gemeinen gesetzlichen Erfordernissen entspricht,
”ob er an sich überhaupt gesetzlich zulässig sei”.
Von dieser Rechtsprechung, die sogar im national­
sozialistischen Staat festgehalten worden ist, ab­
zuweichen, besteht iu heutigen Staat umso weniger 
Anlaß. Die Entlassung eines Beamten auf Lebenszeit 
wäre jedoch i'rngdls eines gesetzlichen Entlassungs­
grundes (§§ 57 ~ 65 DBG) zu Unrecht erfolgt und 
deshalb unwirksam. An eine solche gesetzlich abso­
lut unzulässige und darum nichtige Entlassung eines 
lebenslänglich angestellten Beamten sind die Gerich­
te nicht gebunden (RG in JY/ 1959, 1247; Brand: Das 
Deutsche 3eai^tengesböz,4. Aufl §146 Anm 2 b S 800; 
Eadler-Y.ittland-Ruppert DBG Aufl 1938 § 146 Anm H; 
Schack DVerwBl 1949» 596). Dem steht auch die von 
der Revision weiter angeführte Entscheidung RGZ 161, 
166 nicht entgegen; sie betrifft nur eine Sonder­
regelung bezüglich des Gesetzes zur Y/iederherstel- 
lung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 (RGBl 
I, 175) in Verbindung mit der 3. Durchführungsverord­
nung zum genannten Gesetz vom 6. Kai 1933 (RGBl I,
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245) s durch die den Gerichten kraft ausdrücklicher 
gesetzlicher Vorschrift die Nachprüfung des frag­
lichen Verwaltungsaktes für diesen Sonderfall ent­
zogen war.

Die Klage muß daher entgegen der Ansicht der 
-Revision nicht schon deshalb abgewiesen werden, 
weil die Gerichte an den vom beklagten Land ausge­
sprochenen TTiderruf des Beamtenverhältnisses im 
Erlaß von 50. Juli 1949 gebunden wären. Ait Recht 
hält sich daher das Berufungsgericht für befugt, 
zu überprüfen, ob der mit Erlaß vom 50. Juli 1949 
ausgesprochene ..iderruf des Seitenverhältnisses 
rechtswir3:san ist oder nicht. Diese Rechtswirksam- . 
keit wäre sowohl dann zu verneinen, wenn der Wider­
ruf nicht zulässig gewesen ist, als auch dann, 
wenn er zwar zulässig war, aber sonstige Vorausset­
zungen der Wirksamkeit fehlten.
II. Vor der Erörterung dieser Fragen bedarf es je­
doch der Stellungnahme zu dem Einwand des beklagten 
Landes, es sei für die Klage nicht passiv legiti­
miert. Das Berufungsgericht hat die Passivlegitima­
tion bejaht, die hiergegen gerichteten Angriffe des • 
beklagten Landes gehen fehl.

1. Das Berufungsgericht geht davon aus, das be­
klagte Land sei nicht Rechtsnachfolger des deutschen 
Reiches und deshalb nicht in das Dienstverhältnis 
zwischen dem Deutschen Reich und dem Kläger als neu-



- 22 **-

er Dienstherr eingetreten. Der Chef der Polizei 
der Provinz habe den Kläger je­
doch in den Dienst des beklagten Landes genommen.
Er sei nicht eine Dienststelle der Britischen ISi- 
litärregierung, sondern eine Behörde der "Provinz" 
S c h ^ B f e ~ H B H H B »  des späteren Landes, gewesen, 
die nur unter besonderer Kontrolle•der Idilitärre- 
gierung gestanden habe. Allerdings sei die Über­
nahme des Klägers am 1. Juni 1945 nur als "Abord­
nungen den Dienst der "Provinz" zu betrachten. 
Dagegen sei der ?Iläger durch die Einweisung in eine 
Planstelle von 18. Harz 1946 gemäß §§ 35> 166 DBG 
von P.eichsdienst in den Dienst des beklagten Lan­
des versetzt worden, sodeß es deshalb einer förm­
lichen Berufung des Klägers in das Beamtenverhältnis 
zum beklagten Land nicht bedurft hätte.

Das beklagte Land hat, vor allem in den Tatsa­
cheninstanzen, die Ansicht vertreten, der Chef der 
Polizei der Provinz S c h S H B ~ H € H H B  habe als Or­
gan der damals die Polizeihoheit ausübenden Besat­
zungsmacht gehandelt. Diese Ansicht läuft darauf hin­
aus, der Kläger sei damals nicht in ein Beamtenver­
hältnis zum beklagten Land getreten. Perner macht 
die Revision geltend, wegen der Rückkehr zum födera­
listischen Aufbau des Reiches könne für die Zeit 
nach dem Zusammenbruch § 166 DBG nicht mehr angewandt 
werden. Eine Versetzung vom Reichsdienst in den des 
Landes sei daher seit dem Zusammenbruch rechtlich
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nicht mehr zulässig gewesen. Außerhalb des Rahmens 
einer Versetzung sei schon mangels Gebrauchs der 
nach §§ 27, 28 DBG vorgeschriebenen Formeln eine 
rechtswirksame Heubegründung eines Beamtenverhält­
nisses mit dem beklagten Land nicht erfolgt.

2. Der Kläger war in Ostpreußen »wi Beamten auf 
Lebenszeit in ordnungsmäßiger Form ernannt wor­
den. Diese Stellung hat er durch den Verlust sei­
ner Dienststelle infolge der Besetzung Ostpreußens 
nicht verloren. Auch durch den Zusammenbruch des 
Reiches -er war als Polizeibeanter unmittelbarer 
Reichsbeamter- hat er seinen Dienstherrn, das Deut­
sche Reich, nicht verloren, da dieses trotz des Zu­
sammenbruchs als Rechtsgebilde noch fortbesteht 
(Urteil des Dienststrafhofes beim Fersonalar.it des 
VerV/iGeb vom 30. Hai 194-9 in VerwRspr 2, 217 /2l 97==
DV 1949, 497 = ÖVerw 1949, 354 = HJU 1949, 799;
OGHZ 2, 379, KG in HJW 1950, 755 OLG Tübingen in 
DRZ 1950, 915 Frankfurt in HJVT 1949, 793, Hamburg 
in SJZ 1949, 267; HessVerwGII in ITJV/ 1949, 635; LVG 
Hannover in DV 1949, 69; Grewe: Zin Besatzungsstatut 
für Deutschland S 74 ff; Stödter: Deutschlands Rechts­
lage S 36/104; Loening in DRZ 1946, 128; Preudling 
4fVenv 1949, 366, Coing in ITJV; 1949, 203 und Thiele 
in DV 1949, 424). Sr war also noch unmittelbarer 
Reichsbeamter, als er vom Chef der Polizei der Pro­
vinz am 1. Juni 1945 in dessen
Dienst übernommen wurde. Insoweit ist den zutreffen-
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den Ausführungen des Berufungsgerichts, die im Re- 
visionsrechtszug auch nicht angegriffen sind, bei- 
zutreten.

3. Einer besonderen PrUfung, in welche Rechts­
beziehungen der Klüger zu dem beklagten Lande durch 
die Tatsache seiner Beschäftigung getreten ist, wür­
de es dann nicht bedürfen, wenn er Ansprüche gegen 
das Aand ohne Rücksicht auf diese Beschäftigung aus 
der blossen Tatsache seines damals noch fortbestehen­
den Beantenverhältnisses zum Reich herleiten könnte. 
Solche Ansprüche können jedoch nicht aus einer 
Rechtsnachfolge in engerem Sinne hergeleitet wer­
den. Biese entfällt schon deshalb, weil das Deut­
sche Reich zwar infolge des Zusammenbruchs für das 
Völkerrecht und das öffentliche Recht handlungsun­
fähig geworden, aber weder öffentlich-rechtlich noch 
privatrechtlich untergegangen ist, seine Rechtsper­
sönlichkeit also nicht verloren hat. Die dem Reich 
zustehenden vermögensrechtlichen Ansprüche bestehen 
fort und können je^en die Schuldner eingeklagt wer­
den. Ansprüche geuen das Reich sind zwar nach § ..14 
Kr 1 UmstGr nicht auf Deutsche Rark umgestellt, also 
Reichsnarkfordcrungen geblieben, und können als sol­
che gegenwärtig nicht geltend gemacht, wohl aber zur 
Aufrechnung gestellt werden; sie bestehen also wei­
ter, (vgl den Beschluß des Großen Senats für Zivil­
sachen vom 20. Juni 1S51 GSZ 1/51). Solange aber der 
Schuldner in seiner Rechtspersönlichkeit unverändert
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vorhanden ist, ist für eine Gesamtrechtsnachfolge 
kein Raum. Paß dies auch der Standpunkt der Bun­
desgesetzgebung ist, ergibt sich mit voller Deut­
lichkeit sowohl aus dem Grundgesetz wie aus dem 
Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der un­
ter Art 131 des Grundgesetzes fallenden Personen 
vom 11. Hai 1951 (BGBl I, 307). v/ären die Länder 
entweder einzeln für ihr Gebiet oder für die in 
diesem Gebiet wohnenden Personen oder als Gesamt­
heit Rechtsnachfolger des Reiches geworden, so 
hätte es weder irgendwelcher Vorschriften über die 
Übertragung von Vermögenswerten auf die Länder oder 
den Bund bedurft, noch eines Eintritts des Bundes 
in die Verpflichtungen gegenüber den verdrängten 
Beamten im Rahmen des Gesetzes vom 11. Lai 1951*

4. Ist hiernach eine allgemeine Rechtsnachfol­
ge nach dem Deutsjhen Reich zu verneinen, so kann 
eine Passivlegitimation des Landes auch nicht dar­
aus hergeleitet werden, daß es etwa in die zwischen 
dem Reich und seinen Beamten, also auch mit dem 
Kläger?bestehenden Dienstverträge eingetreten wäre. 
Ein solcher Eintritt kann nur für solche Beamte be­
jaht werden, die im räumlichen Ausdehnungsgebiet 
der (späteren) Länder bereits Hoheitsaufgaben wahr­
genommen haben (vgl OVG Lüneburg in VerwRspr 3,341.*V- »IiessVerwGH in VerwRspr 363). Das ergibt sich min- 
destens für das hier allein interessierende Land 
Schleswig-Holstein aus der Verordnung ilr 46 der
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LlilReg (ABI BrKilReg S 305) über die Umwandlung 
der bisherigen preußischen Prövinzen in selbstän­
dige LLLnder. «ach Art 4 dieser Verordnung berührt 
die Erhebung der bisherigen "Provinzen” zu Xiändern 
die Rechte der Beamten, die bei einer Behörde tätig 
sind,, nicht,und nach Art II bleiben sämtliche Beam­
te der ”Provinzen” vorläufig in ihren derzeitigen 
Xntem. Biese Bestimmung kann sich ihrem Zusammen­
hang nach nicht nur auf die Provinzialbeamten im 
engeren Sinne beziehen, sondern sollte offensicht­
lich die Rechtsverhältnisse aller Beamten regeln, 
die im Gebiete der bisherigen Provinzen Höheits- 
aufgaben wahrnahmen, gleichgültig ob sie bisher 
Provinzial-, Landes- oder R^ichsbeamte gewesen wa­
ren. Damit ist zum Ausdruck gebracht, daß alle Beam­
te, die damals im. Raume der Provinz in der Verwal­
tung tätig waren, nunmehr das neugeschaffene Land 
su Dienstherrn haben. Eine solche Regelung durch 
den Gesetzgeber wäre nicht nötig gewesen, wenn die 
Beamten des Reiches (und des bisherigen Landes Preu­
ßen) bereits kraft Rechtsnachfolge nach dem Deut­
schen Reich (und dem Lande Preußen) Beamte der neu­
en Länder geworden wären. Soweit die "Provinzen”, 
bzw. die Länder, die bis zum Zusammenbruch vom Reich 
wahrgenomenenStaatsaufgaben nunmehr kraft eigenen 
Rechts wahrnahmen und sich zur Erfüllung ihrer er­
weiterten Aufgaben der Hilfe der bisherigen Reichs- 
(bzw. Landes-) Beamten bedienten, mag es angängig
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sein, von einen Eintritt der "Provinzen” bzw. Län­
der als Dienstherr anstelle des nicht mehr tätig 
werdenden Reiches zu sprechen. Soweit dagegen die 
Reichs- (bzw. Landes-) Beamten sich nur infolge des 
Zusammenbruches im räumlichen Gebiet der "Provinzen” 
bzw. Länder aufhielten, aber in diesen Gebieten nie­
mals Hoheitsäufgaben wahrgenommen hatten, fehlt je­
de innere Berechtigung für die Annahme eines solchen 
Eintritts als neuer Dienstherr anstelle des Reiches 
oder des Landes Preußen.

Der Kläger gehörte also als Reichsbeamter auf 
Lebenszeit mit einer Planstelle in Ostpreußen nicht 
schon dadurch zu den von der Verordnung Hr 46 der 
üilReg bzw. der Änderung des Dienstherrn erfaßten 
Beamten, daß er sich anläßlich des Zusammenbruchs 
in das Gebiet der Provinz bege­
ben hatte und sich deshalb im' Zeitpunkt des Zusammen­
bruchs dort aufhielt. Damals nahm er noch keine 
Staatsaufgaben im Gebiete der Provinz Scl4HHP~ 
iiflHIHk wahr. Er kann eine solche Tätigkeit erst 
später übernommen haben. Er würde dann zwar auch 
auf Grund dieser späteren Tätigkeit ebenfalls unter 
die von der Verordnung erfaßten Personengruppen fal­
len. Sein Beamtenverhältnis zum beklagten Land würde 
sich dann jedoch nicht aus seiner früheren Eigen­
schaft als Reichsbeamter,. sondern aus seiner späte­
ren Betrauung mit der Y/ahrnehraung von Staatsaufga­
ben im Gebiete des jetzigen Landes ScliflH^-IK



kl
- 28 - .

$ ' ■t
?« herleiten. ■ ,«r • . ■ . .
,t *

Es bedarf also der Prüfung, ob ihm nach .dem 
Zusammenbruch die Y/ahrnehmung solcher Staatsauf-t i
gaben im Gebiete der damaligen Provinz, des jetzi­
gen Landes S ü b e r t r a g e n  worden 

. sind.
5* Das beklagte Land hat? vor allem in den Tat­

sacheninstanzen die Auffassung vertreten, die Poli­
zei sei zur Zeit der übernähme des Klägers eine 
Dienststelle der Besatzungsmacht gewesen, der Klä­
ger sei daher damals nicht in ein Beamtenverhältnis 
zum beklagten Land eingetreten. Der Kläger meint, 
der Dienst in der Polizei sei Tätigkeit im Rcichs- 
dienst gewesen, er sei deshalb auch nach dem Zusam­
menbruch im Dienstbereich seines unmittelbaren 
Dienstherrn geblieben und habe daher ohne weiteres 
bei diesen von einer Dienststelle zu einer anderen 
versetzt werden können. Beide Auffassungen sind un­
richtig.

Y/ährend der Zeit des nationalsozialistischen 
Regimes war die Polizei -allerdings unter Beibehal­
tung des materiellen Polizeirechts der Länder- von 
einer Angelegenheit der Länder allmählich zu einer 
Angelegenheit des Reiches geworden (vgl wegen der 
Einzelheiten Pioch Polizeirecht Aufl 1950 S 62 ff).
Durch die Anordnung der Britischen Militärregierung 
über die Reorganisation der Deutschen Polizei in
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der Britischen Zone vom 25* September 1945 -BAOR 
38708/30/G (SDO 1b)- ist das Polizeiwesen in der 
Britischen Besätzungszone grundlegend geändert 
worden. Bas Ziel dieser Reorganisation war Abschaf­
fung der nationalsozialistischen Ausgestaltung der 
Polizei und der Ausschluß nationalsozialistischer 
Elemente (Ziff 1a,b, o). Hand in Hand damit ging* 
eine Dezentralisierung durch den Fortfall der.Zeh- 
tralbehörden (vgl Lndbemerkung zu Ziff 1). Dabei 
sollte die Polizei nicht nur entmilitarisiert und 
entwaffnet werden, vielmehr war das Ziel "ihre Um­
wandlung in ein Korps ziviler Polizeioffiziere,. 
die für die Aufrechterhaltung von Gesetz und Ordnung 
und für die Verhütung und Aufdeckung von Verbrechen
......  verantwortlich sind” (Ziff Id). Gleichzeitig
sollte eine Beschränkung des Tätigkeitsgebietes der 
Polizei durch «Ausschließung aller nicht polizeili­
cher Tätigkeiten und ihre allmähliche Überführung 
auf andere Behörden« (Ziff lg) erfolgen; die beson­
dere Verwaltungspolizei wurde abgeschafft (Ziff 10); 
alle richterliche und gesetzgebende Gewalt sollte der 
Polizei genommen werden (Ziff 1h). Für die Beurtei­
lung, ob die Tätigkeit der Polizei für die Zeit 
nach dem Zusammenbruch als eine Angelegenheit deut­
scher Dienststellen anzusehen ist, sind besonders - 
die Llaßnahmen der Dezentralisierung und der Umwand- . 
lung des Aufbaus der Polizei von Bedeutung. Hierzu 
hat die Reorganisationsanördnung in Ziff 3 angeord-
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net s
"Aufhebung der nationalen Befehlsgewalt.
Lie nationale Befehlsgewalt der Polizei hat 
aufgehört, und die Kontrolle der Polizei wird 
von den Behörden, die in den nachfolgenden 
Paragraphen aufgeführt sind, durchgeführt. 
Hiermit verbunden ist das Verschwinden der 
Schutzpolizei des Reiches, der Gendarmerie 
und der Kriminalpolizei als nationale Orga­
nisationen."

Es wurden je eine "gesonderte Polizeieinheit" 
für jeden Stadtkreis mit einer Bevölkerungszahl von 
100.000 und mehr Einwohnern (Ziff 4) und für "jeden 
Regierungsbezirk oder gleichwertige Gebiete "(Länder 
Oldenburg, Braunschweig, Lippe)" gebildet (Ziff 5)* 
Zu örtlichen Polizeibehörden wurden "vorläufig" in 
den Stadtkreisen der Oberbürgermeister und in den 
Regierungsbezirken die Regierungspräsidenten be­
stimmt (Ziff 7a). Nach Ziff 7b

"werden sobald wie möglich verantwortliche Po­
lizeibehörden nach den Grundlinien gebildet 
werden, wie sie sich aus den dauernden Verei­
nigten Komitees ergeben, die in England und 
».ales die Vertretung von Ortsbehöraen und aus­
gewählten LIitgliedern der örtlichen beraten­
den Regierungskörperschaften darstellen, er­
nannte Vertreter, die nach noch auszugebenden 
Vorschriften aufgesteilt werden. Die Polizei­
behörden sollen aber gesetzliche Körperschaf­
ten mit der Verantwortung für die Verwaltungs­
kontrolle für die Polizei sein, getrennt in 
der Ausübung ihrer Tätigkeiten von Gen örtli­
chen beratenden Regierungskörperschaften".
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Die vorläufigen und dauernden Polizeibehörden sind 
verantwortlich "für nachfolgende Abteilungen: Fi­
nanzwesen, Genehmigung von Einrichtungen und Bereit­
stellung von Unterkunft und Ausrüstung"5 jedoch ist 
für "Disziplin, Beförderungen, Ernennungen, Vertei­
lung und Einsatz der Polizei der Oberste Polizeiof­
fizier unter der Oberaufsicht der Militärregierung 
zuständig" (Ziff 7c). üinsichtlich der unter Ziff 7b 
und c genannten Angelegenheiten hat sich die Mili­
tärregierung besondere Anweisungen Vorbehalten.

Daraus ergibt sich, daß bereits seit dieser 
grundsätzlichen Reorganisationsanordnung die Dezen­
tralisierung der Polizei in starkem Maßei durchge­
führt war. Die Dezentralisierung war nicht nur als 
Ziel in Ziff 1 erwähnt. Vielmehr war bereits durch 
die Auflösung der "nationalen Befehlsgewalt" (Ziff 3) 
und durch die in Anlage A zu Ziff 2 verfügte Auflö­
sung aller Zentralstellen die zentrale Leitung der 
Polizei im Reich beseitigt.. An ihre Stelle waren 
durch Einrichtung von Polizeibezirken für Städte und 
Regierungsbezirke (Ziff 4 und 5), sowie durch die 
-wenn auch nur "vorläufige"- Einsetzung der Ober­
bürgermeister bzw. der Regierungspräsidenten als 
örtliche Polizeibehörden (Ziff 7) örtliche Polizei­
dienststellen getreten. Deshalb werden in der Schluß­
bemerkung zu Ziff 1 auch bereits Richtlinien gegeben, 
um "in dem neuen dezentralisierten System" der Poli­
zei einen hohen Leistungsstandard Zu gewährleisten.
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Auf dem Gebiete der Polizei kann daher nicht davon 
gesprochen werden, daß die "Provinzen” bis zur Neu­
ordnung der staatsrechtlichen Verhältnisse Reichs­
gewalt ausgeübt hätten. Der Dienst in der Polizei. 
kann daher nicht als Reichsdienst angesehen werden.

Andererseits ergibt sich aus dieser Reorgani- 
sationsanordnung nicht, wie die Revision meint, daß 
der Dienst in der neuorganisierten Polizei nicht 
Tätigkeit ir. Dienste einer deutschen Stelle gewesen 
sei. Unzutreffend sind die in den Tatsacheninstanzen 
gemachten Ausführungen des beklagten Landes, die 
Polizei sei damals eine Einrichtung der Besatzungs­
macht gewesen, die zwar in dem beklagten Land tätig 
gewesen, aber organisatorisch nichts mit ihm zu tun 
gehabt habe. Das mag für die erste polizeiliche Ord­
nung durch die "IIP", die "Military Police”, gelten, 
die unmittelbar nach der Besetzung die Polizeige­
walt ausübte, und bei der auch der Klager bis zum 
1. Juni 1945» als ihn der Chef der Polizei der Pro­
vinz Sch^H^fc-lI^HHK ln seinen Dienst nahm, tätig 
gewesen zu sein scheint. Dieser übergangszustand soll­
te durch die Reorganisationsanordnung der Britischen 
Militärregierung abgelöst und ein eigenes deutsches 
Polizeisystem geschaffen werden (vgl Pioch aaO Anm 
119). Y/enn nach Ziff 7c der Reorganisationsanordnung 
die eingesetzten und in Aussicht genommenen deutschen 
Polizeibehörden teils "unter der allgemeinen Kontrol­
le der Militärregierung”, teils "unter der Oberauf-
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sicht der Militärregierung” standen, so beweist 
das nicht, daß es sich nicht um eine deutsche 
Verwaltung gehandelt hat. Diese Kontrolle bzw. 
Oberaufsicht durch die Militärregierung ist viel­
mehr darauf zurückzuführen, daß die gesamte deut­
sche Staatstätigkeit damals im Aufträge der Mili-. 
tarregierungen ausgeübt wurde, die -vereint im 
Kontrollrat- die gesamte deutsche Staatsgewalt 
repräsentierten.

Etwas anderes ergibt sich auch nicht daraus, 
wenn im Ersten Schleswig-Holsteinischen Polizeige­
setz vom 4* Januar 1947 (ABI SchlH S.11) von der 
"Übernahme der Polizei durch das Land" die Rede 
ist. Damit kann dem Wortlaut nach auch die inzwi­
schen tatsächlich erfolgte Übernahme der Polizei 
vom Reich auf das Land gemeint sein. Allerdings 
spricht das Iliedersächsische Erste Polizeigesetz 
vom 23- April 1947 (GVB1 Nds 58) -jedenfalls in 
seiner Überschrift- von der "Übernahme der Poli­
zeigewalt auf deutsche Träger”. Daraus kann jedoch 
nicht mit der Revision geschlossen werden, daß die 
Polizeigewalt bisher nicht bei deutschen Behörden 
gewesen sei; es sind nämlich den Worten "Übernahme
..... auf deutsche Träger” die Worte angefügt
"gemäß Verordnung 57 der Militärregierung”. Diese 
Verordnung regelt aber nur die "Befugnisse der Län­
der in der Britischen Zone”; sie überführt Angele­
genheiten der deutschen Länder, in denen die i’Sili-
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tärregierung bisher als Inhaberin der höchsten deut­
schen Staatsgewalt selbst tätig geworden war, in die 
Zuständigkeit deutscher Gesetzgebung und Verwaltung. 
Diese Verordnung besagt also nicht, daß diese Angele­
genheiten bisher keine deutschen Angelegenheiten und 
die dafür eingerichteten Behörden keine deutschen 
Behörden, sondern Behörden der Besatzungsmacht ge­
wesen seien. Diese Ansicht wird auch dürch die Über­
gangsverordnung über den vorläufigen Aufbau der Poli­
zei in Land Hordrhein-Westfalen von 20. Dezember 1946 
(GVB1 IJPihVf 1947> 165) bestätigt, wo es in der Ein­
leitung heißt, Mauf Grund der VO ITr 57 der HilReg 
sei die gesetzgebende und ausführende Gewalt hin­
sichtlich der Polizei auf das Land übertragen wor­
den” . Die Überschrift des niedersächsischen Geset­
zes kann daher nicht besagen, die Polizei sei bis zu 
diesem Zeitpunkt eine Behörde der 3esatzungsmacht 
gewesen. Auch aus dem hier in Betracht könnenden Er­
sten Schleswig-ilolsteinischen Polizeigesetz kann 
daher etwas Derartiges nicht entnommen werden. Das 
beweist auch der Umstand, daß die Kosten für die Po­
lizei nicht von der Besatzungsmacht, sondern von 
deutschen Stellen,und zwar nicht als ’’Besatzungsko­
st en”, getragen wurden. Die Polizei wurde vielmehr 
von deutschen Behörden wahrgenommen, ’’die aber zu­
nächst in vollem Umfange an die V/eisungen der HilReg 
gebunden waren” (Pioch aaO Anm 125)*

Zweifelhaft kann es dagegen sein, ob die Poli-



zei$damals Angelegenheit des Landes war oder von 
besonderen Körperschaften des öffentlichen Hechtes 
getragen wurde. Ausdrücke wie "Umbildung der Poli­
zei in eine Körperschaft der zivilen Polizeioffizie- 
rew (Ziff Id), die in Ziff 7b vorgesehene Anglei­
chung an die 11 dauernden Vereinigten Komitees in 
England und V/ales" (standing joint committee) und 
die Anordnung, daß die Polizeibehörden "gesetzli--
che Körperschaften.......getrennt....... von den
örtlich beratenden Regierungskörperschaften" sein 
sollten (Ziff 7b), könnten darauf hindeuten, daß 
hier öffentlich-rechtliche Gebilde, etwa in Porm 
von öffentlich-rechtlichen Körperschaften neben den 
Ländern geschaffen werden sollten. Dann wäre aller­
dings nicht das beklagte Land, sondern diese Körper­
schaft Dienstherr des Klägers geworden; es bestände 
dann zunächst kein Anspruch des Klägers gegen das 
beklagte Land auf Gehalt. Auch wäre dann eine Ver­
setzung aus dem Reichsdienst zu solchen11 Körper schäf­
ten” nach § 35 DBG nicht möglich. Es ist aber ande­
rerseits zu beachten, daß "vorläufig” in den Stadt­
polizeibezirken die Oberbürgermeister, in den Regie- 
rungsbezirkspolizeibe'zirken die Regierungspräsiden­
ten örtliche Polizeibehörden "bleiben” sollten. Die 
Angleichung an die englischen Verhältnisse durch 
Bildung von Einrichtungen ähnlich den "dauernden 
Vereinigten Komitees" erfolgte nicht durch die Reor- 
ganisationsanordnung selbst; diese bestimmte viel-
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mehr nur, daß "sobald, wie möglich derartige ver­
antwortliche Polizeibehörden gebildet werden soll­
ten". Die tatsächliche Durchführung dieses Programm­
punktes blieb damit offen; der rechtliche Charakter 
der in den einzelnen Ländern tatsächlich gebildeten 
Polizeiausschüsse bestimmt sich nach der späteren. 
Entwicklung« Einer Vorlegung nach Art 3 des Gr Nr. 13 
der All Eoh Korn bedarf es zur Auslegung der Reorga- 
nisationsanordnung daher nicht.

Nach Schaffung des selbständigen Landes Schles­
wig-Holstein durch die am 23* August 1946 in Kraft 
getretene LilRegVO 46 (ABI BrISilReg S 305) erließ 
das beklagte Land, dem auf Grund der VO der HilReg 
Nr 57 (ABI BrüilReg S 344) hinsichtlich der Polizei 
die ausschließliche gesetzgebende Gewalt zustand, 
das Gesetz zur t’bernahme der Polizeigewalt durch 
das Land Schleswig-Holstein vom 4. Januar 1947 
(ABI SchlH 1947» 11). Nach § 1 dieses Gesetzes wird 
mit Wirkung von 1. Januar 1947 die Polizeigewalt in 
Schleswig-Holstein durch das Land übernommen. Die 
Organisation der Polizeiverwaltung sollte durch be­
sonderes Gesetz geregelt werden, bis zu dessen Erlaß 
"bestehen" nach § 2 fünf Polizeigruppen. Nach § 3 
werden bei den Gruppen Polizeiausschüsse gebildet; 
sie haben für eine ständige enge Verbindung und ein 
vertrauensvolles Verhältnis zwischen Bevölkerung 
und Polizei zu sorgen; sie besitzen das Recht, sich 
über wichtige Polizeiangelegenheiten durch die zu-



ständigen Dienststellenleiter unterrichten zu las­
sen; ihre Zusammensetzung und Zuständigkeit sollte 
durch besonderes Gesetz geregelt werden.

Dieses Erste Polizei-Gesetz wurde aber bereits 
durch die VO der KilReg Er 135 (ABI BrXIilReg S 713), 
die xait Wirkung vom 1. Harz 1948 in Kraft trat, über­
holt. Durch diese Verordnung wurde die Gesetzgebungs­
befugnis der Länder auf dem Gebiete der Polizei an 
"wesentliche Grundsätze der Kilitärregierung " ge­
bunden. Danach ist die Polizei «eine selbständige
.....  Einrichtung, die ihre Aufgaben unabhängig
von anderen Verwaltungsbehörden wahrnimmt". Dienst­
lich und verwaltungsmäßig untersteht sie ausschließ­
lich einem Polizeichef (Art I). Es sollen Polizei­
einheiten für das Gebiet eines Regierungsbezirks 
bzw. selbständiger Stadtkreise geschaffen werden 
(Art II). Jede Polizeieinheit wird durch einen Poli­
zeiausschuß ihres Gebietes betreut und überwacht. 
Dieser ist im wesentlichen zuständig für die Ernen­
nung und Entlassung des Polizeichefs, für. die Be­
reitstellung der für die Polizeieinheit erforderli­
chen sachlichen und geldlichen Kittel und für die 
Ernennung und Entlassung der Angehörigen höherer 
Polizeidienstränge.

Während das Erste Schleswig-Kolsteinisehe Poli­
zeigesetz an den übergangszustand nichts Wesentliches 
änderte, jedoch betonte, daß die Polizei "vom Lande 
Schleswig-Holstein übernommen werde", also Landesan-
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gelegenheit.sei, verlangt die Verordnung Nr 135 
die Schaffung einer «selbständigen, von anderen 
Verwaltungsbehörden unabhängigen Polizei". Sie 
strebt also die Schaffung einer selbständigen 
Polizei-Körperschaft an. Die Besatzungsmacht hat 
aber auf die volle Durchsetzung dieser Absichten 
verzichtet, als sie das Zweite Schleswig-Holstei­
nische Polizeigesetz vom 23« 21ärz 1949 (GVB1 SchlH 
61) in der Passung des Snderungsgesetzes vom 23. 
Januar 1950 (GVB1 SchlH 23) billigte. Dort ist in 
§ 7 die Polizei ausdrücklich als eine "Einrichtung 
des Landes" bezeichnet. Dementsprechend ist auch 
nicht, wie etwa in § 2 Abs 2 des Gesetzes über den 
vorläufigen Aufbau der Polizei im Lande ITordrhein- 
Westfalen vom 9. Hai 1949 (GVB1 NRhV/f 143), be­
stimmt, daß der'Polizeiausschuß die Polizeibehörde 
vertritt und daß er klagen und verklagt werden kann 
Aus dieser für Schleswig-Holstein getroffenen Re- 
gelung ergibt sich, daß nach dem gegenwärtigen ««V- 
Rechtszustand die Polizeiausschüsse keine Anstel­
lungsbehörden, die Polizeibeamten Landesbeamte 
und die Polizei keine selbständige Körperschaft des 
öffentlichen Rechtes ist (vgl Pioch aaO Anm 132 
Pußnote 1} Nr 134 S 93).

Rückschauend kann aus dieser Entwicklung ge­
schlossen werden: Die Organisation der Polizei be­
fand sich nach den Zusammenbruch in einer Umwand­
lung von dem zentralistischen Aufbau der Reichspoli
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zei zu einen dezentralisierten Aufbau. Dabei war 
das Ziel der Besätzungsmacht die Schaffung selb­
ständiger Körperschaften des öffentlichen Hechtes 
als Träger der Polizeigewalt. Diese Entwicklung 
hat sich aber nicht überall, vor allem nicht im 
Lande Schleswig-Holstein, durchgesetzt. Allerdings 
kann aus der heutigen Rechtslage nicht, zwingend 
gefolgert werden, daß nach Aufhebung der Reichs­
polizeigewalt die Polizeigewalt auch schon in der 
Übergangszeit von Zusammenbruch bis zum Zweiten 
Schleswig-Holsteinischen Polizeigesetz auf das 
Land Schleswig-Holstein üb6rgegangen war, weil 
jetzt die Polizei eine Einrichtung des Landes ist. 
Das zeigt am eindrucksvollsten die Entwicklung im 
Lande niederSachsen; dort wurden zunächst durch 
§ 1 des Übergangsgesetzes zur Übernahme der Poli­
zeigewalt auf deutsche Träger gemäß Verordnung 57 
der UilPweg vom 23. April 1947 (GVB1 Nds 58) "zur 
Übernahme der Polizeigewalt im Lande Niedersachsen 
Polizeiausschüsse gebildet", während nach § 52 Abs 1 
des Gesetzes über die Öffentliche Sicherheit und 
Ordnung vom 21. März 1951 (GVB1 Nds 79) die Poli­
zei zur Angelegenheit des Landes erklärt, die Poli- 
zeiausschüsse aufgehoben und ihre Rechte und Pflich­
ten auf die neuen Träger der Polizeikosten über­
führt werden. Eine derartige Entwicklung hat im Lan­
de Schleswig-Holstein jedoch nicht Vorgelegen. Hier 
war die Stellung der Polizeiausschüsse als selbstän-
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diger öffentlich-rechtlicher Körperschaften vor 
dem Zweiten Schleswig-Holsteinischen Polizeigesetz, 
das solche Körperschaften nicht anerkannt hat, noch 
nicht so weit gefestigt, daß die Polizeiausschüsse 
im Hinblick auf die Absichten der Besatzuhgsmacht 

’ kraft der Tatsache des Vorhandenseins von Polizei­
ausschüssen überhaupt trotz Pehlens klarer Bestim­
mungen über ihre rechtliche Bedeutung als selbstän­
dige öffentlich-rechtliche Körperschaften anerkannt 
werden könnten. Gerade die “vorläufige" Beibehaltung 
der Oberbürgermeister bzw. der Regierungspräsidenten 
als örtlicher Polizeibehörden in der britischen Re­
organisationsanordnung in Verbindung mit der aus­
drücklichen tibernahme der Polizeigewalt auf das Land 
in dem Eroten Schleswig-Holsteinischen Polizeigesetz 
ohne Veränderung der damaligen Polizeiausscliüsoe 
zeigt mit Sicherheit, daß -sich der -von der Besatz 
zungsmacht allerdings angestrebte- umwälzende Vor­
gang der Übertragung der Polizeigewalt auf eine selb­
ständige öffentlich-rechtliche Körperschaft in Cchles 
wig-Holstein noch nicht voll durchgesetzt hatte. Das 
rein tatsächliche Vorhandensein von Polizeiausschüs­
sen in der Übergangszeit kann daher für die Annahme 
selbständiger öffentlich-rechtlicher Körperschaften 
als Träger der Polizei allein nicht ausreichen. Da 
aber damals die Reichspolizeigewalt ausdrücklich be­
seitigt war, die Polizei andererseits damals nicht 
mehr als reine Einrichtung der Besatzungsmacht ge-
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führt wurde, blieb als Träger dieser Verwaltungs-
tätigkeit, die bisher immer Staatsaufgabe gewesen______ 0 a
war, nur noch die "Provinz11 als
die damals einzige faktische Trägerin der Staatsge­
walt übrig*.

6. T/ar hiernach die Tätigkeit im Dienste der 
Polizei damals eine Tätigkeit im Dienst nicht einer 
selbständigen öffentlich-rechtlichen Körperschaft, 
sondern im "Dienst der Provinz", der Vorläuferin 
des beklagten Landes, so ist der Kläger zu dem be­
klagten Lande in das gleiche Beamtenverhältnis ge­
treten, in de:.i er vorher zur Provinz stand. Inso­
weit greift die Regelung der Verordnung der Militär­
regierung Rr 46 (ABI BrI’ilHeg 305) durch, weil dann 
der Kläger mindestens in der Zeit nach dem Zusammen­
bruch im Gebiete der bisherigen "Provinz" Staats­
aufgaben wahr genommen hat (vgl oben zu 4)- Für die 
aus diesem Verhältnis- hergeleiteten Ansprüche ist 
daher das Land passiv legitimiert, aber nicht auch 
für solche Ansprüche, die für die in l':ede stehende 
Zeit nur aus dem alten Verhältnis als Reichsbeamter 
hergeleitet werden.

0.

Solche Ansprüche stehen dem Kläger gegen das 
beklagte Land nur dann zu, y/enn er in der streiti­
gen Zeit, also nach dem 31. Juli 1948 zu dem Lande 
in einem öffentlich-rechtlichen Dienstverhältnis stand.

■s »-
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I. Hierbei ist dem Berufungsgericht darin zu 
folgen, daß der Kläger durch seine Entlassung 
zum 31« Juli 1948 Ansprüche aus dem bis dahin be­
stehenden Beamtenverhältnis gegenüber dem beklag­
ten Land nach §§ 2, 4» 8 Abs 1a des Schleswig- 
Holsteinischen Gesetzes zur Fortführung und zum 
Abschluß der Entnazifizierung vom 1Ö. Februar 1948 
(GVB1 SchlH 33) wegen seiner damaligen Einstufung 
in Gruppe III verloren hat*

1. Demgegenüber vertritt der Kläger zu Unrecht 
die Ansicht, er sei durch das Ergebnis des Wieder­
aufnahmeverfahrens • seiner Entnazifizierung (Ein­
stufung in Gruppe V) ohne weiteres wieder in seine 
alten Beamtenrechte aus der Zeit vor der Entlassung 
eingerückt. Diese Rechtsansicht findet im Gesetz 
keine Stütze. Selbst bei sinngemäßer Anwendung des 
§ 55 DBG über die Wirkungen eines im V. iederaufnah- 
meverfahren*ergangenen Strafurteils, durch das ein 
mit der Rechtsfolge des Ausscheidens aus dem Beam­
tenverhältnis versehenes Urteil (§53 DBG) durch 
ein mit' dieser Rechtsfolge nicht versehenes Urteil 
ersetzt wird, tritt der Beamte nicht in seine frü­
here Stellung ein, sondern hat nur -Ansprüche als 
Wartestandsbeamter. Das Schleswig-Holsteinische Ent 
nazifizierungsgesetz bestimmt darüber hinaus aber 
in § 48, daß der Beamte, der im Zusammenhang mit 
der Entnazifizierung aus seinem Amt entfernt wurde, 
auch dann, wenn er in Gruppe V eingestuft wird,
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nicht kraft Gesetzes wieder in sein altes Beamten­
verhältnis eingesetzt wird, sondern daß er wieder 
einzustellen ist, daß es also erst einer ausdrück­
lichen Wiedereinstellüng bedarf und daß ihm vorher 
nur Ansprüche auf WartegdldäzusJbjBhe i ^ __

2, Als eine solche nach der Entlassung vom 31* 
Juli 1948' erfolgte V/iedereinstellung kommt nur der 
Erlaß vom 30* Juli 1949 in Betracht«

a) Die Revision rügt die Ausführungen des 
Berufungsgerichts, durch die Y/ie der einst ellungs- 
verfügung vom 30« Juli 1949 sei der Kläger wieder 
Beamter geworden. Sie stellt darauf ab, die Wieder­
einsetzungsverfügung von 30. Juli 1949 habe weder 
die Wendungen enthalten "unter Berufung in das Be­
amtenverhältnis” (§ 27 DBG) noch "Berufung auf Le­
benszeit" (§28 DBG), und folgert daraus, daß der 
Kläger deshalb schon wegen Pehlens der im Deut­
schen Beamtengesetz vorgeschriebenen FormvorSchrif­
ten nicht als Beamter, mindestens nicht als Beamter 
auf Lebenszeit, sondern in dem für ihn günstigsten 
Pall als Beamter auf Widerruf eingestellt worden 
sei.

Das Berufungsgericht führt insoweit aus: Der 
Kläger habe zwar zunächst seinen Gehaltsanspruch 
als Beamter auf Lebenszeit gegen das beklagte Land 
durch seine Entlassung am 31* Juli 1948 verloren« 
Er habe jedoch durch seine Wiedereinstellung zum
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30* Juli 1949*gemäß § 48 Abs 2 des Schleswig-Hol­
steinischen Entnazifizierungsgesetzes erneut einen 
Anspruch auf Zahlung von Gehalt gegen das beklagte 
Land,und zwar entsprechend seiner bisherigen.Stel­
lung als Beamter auf Lebenszeit,erworben (S 15 des 
Urteils).

Biese Beurteilung' stützt sich mithin ausdrück­
lich auf § 48 Abs 2 des Schleswig-Holsteinischen 
Entnazifizierungogesetzes. Sie geht also erkenn­
bar von der Hechtsauffassung aus,-daß nach diesem 
Gesetz 11 ein im Zusammenhang mit der Entnazifizierung 
aus dem Amt entfernter Beamter" durch die wiederein- 
stellung seine alten Beamteneigenschaften wiederer­
langt, ohne daß es dazu der formalen Begründung ei­
nes neuen 3eamtenverhältnioses bedürfte. Zu Unrecht 
erblickt die Revision hierin eine Verletzung der Be­
stimmungen des Deutschen Beamtengesetzes, weil die 
Begründung eines Beamtenverhflltnisses auf Lebenszeit 
ohne Beachtung der Hormvorschriften des 28 DBG an­
genommen wird. Diese Annahme des Berufungsgerichts 
beruht jedoch nicht auf einer Auslegung des Deut­
schen Beamtengesetzes, sondern auf einer Auslegung 
und Anwendung des § 48 des Schleswig-Holsteinischen 
Entnazifizierungsgesetzes.

Eine Verletzung dieses Schleswig-Holsteinischen. 
Gesetzes kann aber gemäß § 549 Abs 1 ZPO im Revisions 
rechtszug nicht nachgeprüft werden, weil dieses Ge­
setz nicht revisibel ist. Die Revision hat in der



mündlichen Verhandlung zwar geltend gemacht, das 
Schleswig-Holsteinische Entnazifizierungsgesetz 
gelte nicht nur im Bezirk des Berufungsgerichts, 
sondern auch in einem weiteren Oberlandesgerichts­
bezirk. Sie hat dazu vorgetragen, durch Vereinba­
rung der Besatzungsmächte seien sechs Landgemein­
den des Landes Mecklenburg der britischen Besat­
zungszone zugeteilt worden; sie würden im Rahmen 
des Landes Schleswig-Holstein zwar mitverwaltet, 
sodaß die Entnazifizierung auch in diesen Gemein­
den gemäß dem Schleswig-Holsteinischen Entnazifi­
zierungsgesetz durchgeführt worden sei. Biese Ge­
meinden seien jedoch nicht in das Land Schleswig- 
Holstein eingegliedert worden, gehörten also noch 
zum Land Mecklenburg und damit zu den für dieses 
Land zuständigen Gcrichtsbezirken. Eine Änderung 
der Gerichtsbezirke, die nur durch Gesetz erfol­
gen könne, sei anläßlich der Übernahme dieser Ge­
meinden in die britische Besätzungszone nicht er­
folgt. ~ithin seien für diese Gemeinden auch jetzt 
noch die mecklenburgischen Gerichte zuständig.

Es kann dahingestellt bleiben, ob die fragli^SP 
chen Gemeinden zum Gerichtsbezirk des Berufungsge­
richts oder eines Oborlandesgerichts der Sowjeti­
schen Zone gehören. Lurch § 549 ZPO wird die Nach­
prüfung in der Revision auf dasjenige Gebiet be­
grenzt, auf dem das Bedürfnis der einheitlichen 
Gesetzesauslegung deshalb besteht, weil eine Hehr-
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zahl von Oberlandes Berichten zur Anwendung der 
Rechtssätze berufen ist (Stein-Jonas Aufl 17 §
549 Anm I). Biese durch § 549 ZPO angestrebte 
tt einheitliche Gesetzesauslegung11 kann aber sinn­
voll nur durch ein Revisionsgericht erreicht wer­
den, das für die in Betracht kommenden mehreren 
Oberlandesgerichtsbezirke das gemeinsame Revisions­
gericht ist. 3fur ein -solches hat die Möglichkeit, 
die. einheitliche Gesetzesauslegung zu erzwingen.
Bas ist aber hinsichtlich der deutschen Gerichte, 
die in der Sowjetischen Zone tätig werden, nicht 
der Fall. Für Rechtssätze, die im Bezirk eines dem 
Bundesgerichtshof unterstellten Berufungsgerichts 
und im Bezirke eines Oberlandesgerichts der Sowje­
tischen Zone gelten, entfällt daher für den Bundes­
gerichtshof die Möglichkeit, eine einheitliche Ge- 
setzesauslegung herbeizuführen, eben weil der Bun­
desgerichtshof bezüglich dieser Gerichte keine Zu­
ständigkeit als Revisionsgericht hat. Mann aber in 
diesen Fällen das von 5 549 ZPO erstrebte Ziel der 
einheitlichen Gesetzesauslegung nicht erreicht wer­
den, so entfällt damit auch der Anlaß, ein Gesetz, 
das außer im Bezirk des Berufungsgerichts nur noch 
im Bezirk eines zur Sowjetischen Zone gehörenden 
Oberlandesgerichts gilt, als revisibel anzusehen.

2iit sinngemäß gleicher Begründung hat bereits 
der Oberste Gerichtshof in seiner Plenarentschei­
dung (OGIIZ 1, 10) für das Gebiet der Freiwilligen
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Gerichtsbarkeit (§28 Abs 2 PGG in Verbindung mit 
§ 33 DVO vom 17. November 1947 VB1.BZ 1947, H9) 
die ifotwendigkeit der Anrufung des Obersten Gerichts­
hofes verneint, wenn ein ihm unterstehendes Oberlan­
desgericht von der Entscheidung eines Oberlandes­
gerichts einer der nichtbritischen BesätzungsZonen 
abweichen will. § 549 ZPO ist daher dahin auszule­
gen, daß unter den genannten Oberlandesgerichtsbe­
zirken nur solche zu verstehen sind, hinsichtlich 
deren die Revision an den Bundesgerichtshof geht.

Bas Schleswig-Holsteinische Entnazifizierungs- 
gesetz ist also auch dann irrivisibel, wenn es in 
einigen necklenburgischen Gemeinden und bei etwai­
ger Zugehörigkeit dieser Gemeinden zum Bezirke ei­
nes mecklenburgischen Oberlandesgerichts auch in 
jenem Oberlandesgerichtsbezirk gelten sollte.

Auf Grund dieses irrivisiblen Landesgeoetzes 
kann nach den bindenden Ausführungen des Berufungs­
gerichts der Kläger durch den Erlaß von 30. Juli 
1949 ohne Einhaltung der Form der §§ 27, 28 BBG 
in ein Beantenverhältnis, und zwar sogar ein Beam­
tenverhältnis auf Lebenszeit zum beklagten Lande 
eingestellt sein. Offensichtlich geht das Berufungs­
gericht davon aus, daß der Kläge'r durch eine solche 
Einstellung wieder die gleiche Hechtsstellung als 
Beamter erhalten hat, die er vor seiner im Kähmen 
der Entnazifizierung erfolgten Entlassung gehabt 
habe, dh also, daß der Beamte, wenn er früher Beam-
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ter auf Lebenszeit gewesen ist, durch diese Ein? 
Stellung wiederum als solcher eingestellt sei und 
wenn er früher Beamter auf Widerruf gewesen war, 
nunmehr auch erneut Widerrufsbeamter geworden wäre.

b) Die Revision meint allerdings, eine solche 
Wirkung könne der Erlaß vom 30. Juli 1949 materiell 
nicht gehabt haben. Sie rügt insofern, daß das Be­
rufungsgericht den Erlaß vom 30. Juli 1949 in zwei 
voneinander unabhängige Teile zerlegt: nämlich in 
Wiedereinstellung in ein aktives Beamtenverhältnis 
und in den Widerruf des Beamtenverhältnisses. Sie 
meint: Diese beiden Erklärungen würden sich, da sie 
miteinander unvereinbar seien, aufheben. Der ein­
deutige i aus dem Gesamtinhalt der Urkunde zu ent­
nehmende Wille der erklärenden Behörde gehe dahin, 
dem Kläger keine neue Dienststellung als aktiver 
Beamter, sondern lediglich die Rechtsstellung ei­
nes Widerrufsbeamten zu gewähren, dessen Anstellung 
widerrufen sei. Damit habe zu Gunsten des Klägers 
nur die Gewährung eines Übergangsgeldes ermöglicht 
werden sollen. Ein weitergehender Wille der Behörde 
sei in der einheitlichen Urkunde nicht zum Ausdruck 
gekommen und habe nicht bestanden. Ein neues akti­
ves Beamtenverhältnis sei durch ihre Aushändigung 
nicht begründet worden.

Das Berufungsgericht hat seine Auslegung, daß 
der Erlaß vom 30. Juli 1949 den Kläger einmal er- ‘ 
neut in ein Beamtenverhältnis berufe und ihn ande-

i



rerseits aus diesen Beamtenverhältnis entlasse, 
nicht näher begründet (S 15 des Urteils). Der Er­
laß von 30. Juli 1949 als Verwaltungsakt unterliegt 
jedoch der selbständigen Auslegung durch das Beru­
fungsgericht (RGZ 102, 1 mit weiteren Nachweisen; 
auch OGH II ZS 55/48) • Die 'Auslegung des Berufungs­
gerichts erscheint durchaus zutreffend. Die Anstel­
lungsbehörde mußte in Hinblick auf das Ergebnis der 
V,' i e d e rauf na; ine des Entnazifizierungsverfahrens 
^Einstufung des Klägers in Gruppe V) ihren Verpflich­
tungen aus § 4 8  Abs 2 des Schleswig-Holsteinischen 
Entnazifizierungsgesetzes nachkommen. Sie mußte 
daher den Kläger entweder wiedereinstellen oder 
ihn Wartegeld zahlen. Aus den Erlaß ergibt sich, 
daß sie ihn als Widerrufsbeamten ansah: sie wollte 
ihren Verpflichtungen dadurch nachkonoen, daß sie 
ihn einstellte, dann aber sogleich den widerruf 
erklärte. Ein solches Verfahren war -wenn der Kläger 
tatsächlich Widerrufsbeanter war- vom Standpunkt
des beklagten Landes, das an einer weiterbeschäfti-

*

gung des Klägers kein Interesse hatte, zulässig.
Das ergibt siqh aus folgender Verlegung: Sicherlich 
wäre nichts dagegen einzuwenden gewesen, wenn das 
beklagte Land den Kläger eingestellt und einige 
•Tage später aus dem Beautenverhältnis, falls er tat­
sächlich Widerrufsbeamter gewesen wäre, wieder ent­
lassen hätte. Dann aber muß auch das vom beklagten 
Land eingeschlagene Verfahren.als zulässig angese-
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hen werden, da grundsätzlicheUnterschiede zu dem 
gebildeten Beispielsfall nicht bestehen. Die Nie­
dere inet ellung des Klägers konnte notwendig er­
scheinen, weil nach der Passung.des § 48 des 
Schleswig-Holsteinischen Entnazifizierungsgeset­
zes, der auf die Verhältnisse der Yiiderrufsbeamten 
keinerlei ̂Rücksicht nimmt,' auch bei Hichteinstel- 
lung eines Widerrufsbeamten ein Anspruch dieses 
’.Viderrufsbeamten auf Wartegeld entstand und das 
beklagte Land zur Vermeidung der Bezahlung solcher 
Wartegelder den Y/iderrufsbeamten zunächst einstel-^ 
len und ihn dann entlassen mußte, da der Widerrufs­
beamte durch Zahlung des Wartegeldes noch nicht 
ohne weiteres wieder in ein Beamtenverhältnis zum 
Land eintrat, sodaß vor seiner
Wiedereinctellung eine Entlassung auf Grund des 
Widerrufsrechts nicht möglich war, sondern höchstens 
die Zahlung des Wartegeldes unter Hinweis auf die 
Möglichkeit des Widerrufs des Beamtenverhältnisses 
hätte verweigert werden können. Es konnte mindestens 
zweifelhaft sein, ob die Ansprüche auf diese Warte­
standsgelder durch Geltendmachung des Widerrufs des 
(gar nicht bestehenden) Beamtenverhältnisses besei­
tigt werden konnten. Der Erlaß vom 30. Juli 1949 
hat bei der vom Berufungsgericht angenommenen Zwei­
teilung daher einen guten Sinn. Mangels anderer An­
haltspunkte ist er seinem klaren Wortlaut nach dahin 
auszulegen, daß zunächst ein Beamtenverhältnis be-
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gründet werden sollte ‘und daß dieses Beamtenver 
hältnis alsdann widerrufen wurde*

ses ändert aber nichts daran, daß er rechtlich eine 
Einheit durtltellt. Praktisch sollte dadurch allein 
erreicht werden, daß dein Kläger entsprechend den 
Be stimmigen des Entnazifizierungsgesetzes gewisse 
Versorgungsansprüche zugewandt wurden, ohne daß er 
vom beklagten Land weiterhin im Polizeidienst ver­
wendet wurde. Es ergibt sich daraus also, daß das 
beklagte Land ihn nicht wieder einstellte, un ihn 
zu verwenden. Bas spricht dafür, daß das Land eine 
Wiedereinstellung nicht gewollt haben würde, wenn 
die gleichzeitige Entlassung nicht wirksam würde.
Bas wird auch durch den Y. ortlaut des Erlasses, wo­
nach der Y/iderruf Mzum gleichen Zeitpunkt” wie die 
Einstellung ausgesprochen wurde, bestätigt. Ber in 
§ 13S BGB ausgesprochene Rechtsgedanke, daß bei 
Richtigkeit eines -Teils eines Rechtsgeschäftes das 
ganze Rechtsgeschäft nichtig ist, wenn nicht anzu­
nehmen ist, daß es auch ohne den nichtigen Teil 
vorgenoimen wäre, ist auch im Öffentlichen Recht 
anzuwenden (RGZ 133> 206 /21.17) • Gemäß diesem 
Rechtsgedanken wäre im vorliegenden Pall der ganze 
Erlaß vom 30. Juli 1949, also auch der Teil, der die' 
Y/iedereinstellung des Klägers ausspricht, bei Rechts- 
unwirksankeit des Vidcrrufes ebenfalls rechtsunwirk-

c. Biese Zweiteilung in dem Inhalt des Erlas- fr

sam.
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3» Hieraus ergibt sich, daß der Erlaß vom 30.
Juli 1949 nur dann eine rechtliche Wirksamkeit hat­
te, wenn das damit neu begründete Beamtenverhältnis 
gleichzeitig wirksam widerrufen wurde. Eine Unwirk­
samkeit des Widerrufs konnte sich einmal daraus er­
geben, daß der Widerruf beamtenrechtlich nicht, zu-, 
lässig war oder daß ihm die formelle Y/irksamkeit 
fehlte. In keinem dieser Bälle wäre aber für die 
Zeit nach den 31. Juli 1948 ein Beamtenverhältnis 
begründet worden, sodaß den Kläger die geltend ge­
machten Gehaltsansprüche keinesfalls zustehen. Im 
Palle eines wirksamen Widerrufs hat er nur Ansprü­
che auf ein Übergangsgeld als entlassener Widerrufs- 
beamter nach § 62 Abo 2 DBG. Ein solches Übergangs­
geld hat der Kläger aber unstreitig in Höhe von 
1 .056>16 El erhalten. Streitig könnte höchstens noch 
sein, ob er Ubergangsgeld als Wachtmeister oder als 
Ilauptwachtneister zu fordern hätte.

Diese Hechts läge hat das Berufungsurteil ver­
kannt; es konnte daher nicht aufrecht.erhalten wer­
den. Diese Erwägung allein führt aber noch nicht zur 
Abweisung der Klage, denn wenn.der Kläger einen An­
spruch auf Y.iedcreinstellung in sein durch die Ent­
lassung am 31.* Juli 1948 beendetes Beamtenverhältnis 
hatte, so war diesem Anspruch durch eine nicht rechts 
wirksame Viedereinstcllung nicht entsprochen. War er 
früher Beamter des Landes auf Lebenszeit gewesen, 
so behielt er trotz des Erlasses vom 30. Juli 1949
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seinen Anspruch auf Zahlung von Kartegeld; in des­
sen :.och zu ermittelnder Höhe wäre der IClaganspruch 
gerechtfertigt. »7ar der Kläger Beamter auf Y/iderruf 
gewesen, so sind seine Ansprüche in dem gleichen Um. 
fange gerechtfertigt, falls der in dem Erlaß vom 30. 
Juli 1949 ausgesprochene widerruf und damit die Nie­
dere ins tellüng selbst unwirksam war. Die Klage ist 
daher nur dann unbegründet, wenn der Kläger nicht 
Beamter auf Lebenszeit war und wenn außerdem der 
widerruf des Beautenverhältnisses wirksam war. Die 
tatsächlichen Feststellungen des Berufungsgerichts 
reichen nicht aus, auch nur eine dieser beiden Fra­
gen endgültig zu bejahen oder zu verneinen. Es be­
darf daher der Prüfung, ob der Kläger Beamter des 
Landes auf Lebenszeit geworden war (unteztfD) und 
ob, falls er Beamter auf widerruf war, dieser Wi­
derruf wirksam geworden ist (unten E).
II. Diese Prüfung wird auch nicht dadurch entbehr­
lich, daß nach den vom Berufungsgericht in Bezug ge­
nommenen Personalakten der Kläger bereits mit Erlaß 
der Landespolizeiverwaltung vom 12. Februar 1948 
-I 34 Hr 14- auf Grund des Einreihungsbescheides in 
Kategorie III aus den Polizeidienst entlassen worden 
ist. Die Entlassung ist zum 28. Februar 1948 durch, 
geführt worden; die Entlassungsanordnung ist aber 
durch Erlaß vom 5* Kai 1948 -I 34- aufgehoben wor­
den, "nachdem der Lahdespolizeiverwaltung bekannt 
geworden war, daß der Kläger Berufung gegen den Ein-
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reihungsbescheid eingelegt hatte”; gleichzeitig 
wurde angeordnet: • ”Der Kläger verbleibt in sei­
nem Amt bis zum rechtskräftigen Abschluß des Ent­
nazifizierungsverfahrens” . Der Kläger vrurde dar­
aufhin weiter beschäftigt; die Dienstbezüge ab 
1 • Harz 1943 wurden ihm nachgezahlt*

Durch die Entlassungsanordnung vom 12. Februar 
1948 ist ein damals etwa bestehendes Beamtenverhält- 
nis des Klägers zum beklagten Land jedoch nicht 
aufgehoben worden. V/ie die Landespolizeiverwaltung 
in dem Erlaß vom 5* Hai 1948 betr die Aufhebung der 
Entlassung selbst zutreffend ausführt, sind nach 
der Zonenescekutivanweisung Hr 3» Erster Teil, Abschn 
8 Ziff Illb Personen, die Berufung einlegen gegen 
einen Bescheid der Public Safety (Special Branch), 
sie aus ihren Stellungen zu entfernen, bis zur Er­
ledigung’ der Berufungen in ihren Stellungen zu be­
lassen. üine Entlassung trotz Einlegung der Berufung 
wäre nur möglich gewesen in Fällen, in denen die 
Public Safety (Special Branch) auf Empfehlung des 
Ausschusses die sofortige Entfernung aus dem Amt 
angeordnet hätte; eine solche Anordnung war aber 
gegenüber den Kläger nicht ergangen. Die Entlassungs 
anordnung der Landespolizeiverwaltung vom 12. Febru­
ar 1948 zeitigte daher schon aus diesen Grunde keine 
Hechtswirkungen. Es- bedarf deshalb keiner Prüfung, 
ob der Kläger, falls er infolge der Entlassungser- 
klärung vom 12. Februar 1948 rechtswirksam aus dem
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Beamtenverhältnis ausgeschieden gewesen wäre, 
durch den Aufhebungserlaß vom 5- IZal 1948 wieder 
die Rechtsstellung eines Beamten erlangen konnte, 
die sich dann rechtlich als lleueinstellung in das 
Beamtenverhältnis dargestellt, jedoch der für Be­
amteneinstellungen vorgeschriebenen formen der 
§§ 27, 28 DBG entbehrt haben würde (vgl OGHZ 3,
322 /5327)• Im vorliegenden Ralle hat der Aufhe­
bungserlaß vom 5* Hai 1948 wegen der Unwirksamkeit 
des Entlassungserlasses vom 12. Februar 1948 nur 
klarstellende, nicht aber rechtsgestaltende Wir­
kung.

Erotz der ^ntlassungserklärung vom 12. Februar 
1948 ist also auf das Rechtsverhältnis zurückzugehen, 
das vor dieser Entlassung zwischen dem ICläger und 
dem beklagten Land bestanden hat.

D. '

I. Rach dem Zusammenbruch sahen sich die Gebiets­
körperschaften gezwungen, die Verwaltung möglichst 
rasch wieder aufzubauen. Ein großer Eeil der bishe­
rigen Beamten war aus kriegsbedingten Gründen zu­
nächst noch nicht anwesend. Zahlreiche bisherige 
Beamte konnten wegen nationalsozialistischer Be­
lastung auf Anordnung der Besatzungsmächte nicht 
wieder eingestellt werden. Es mußten also neue Kräf­
te herangezogen werden. Dafür standen in wachsendem



IZaße Beamte zur Verfügung, die bisher in anderen 
Gegenden tätig gewesen waren* Es. gab nun verschie­
dene Möglichkeiten der Heranziehung dieser Kräfte.
Sie konnten als Angestellte eingestellt und nach 
TOA bezahlt werden. Sie konnten im V/ege der Abord­
nung von einer anderen, und zv/ar auch von einer 
praktisch nicht mehr bestehenden Verwaltung heran­
gezogen werden Der Senat hat bereits
in seinem zum Abdruck vorgesehenen Urteil vom 23- 
i~ai 1951 (III ZR 10/50) in Cbereinstimnung mit Kad- 
ler-Y.ittland-Ruppert (DBG §§ 10 bis 14 Anm 6 bis 8) 
das Kennzeichen einer Abordnung darin gesehen, daß 
der Beamte innerhalb seiner Amtsstelle verbleibt, 
seine Diensttätigkeit aber nicht in diesem Amt, son­
dern zeitweilig in einem anderen Amt,des öffentli­
chen Dienstes ausübt, und daß die Abordnung eines 
Beamten grundsätzlich von der Stelle zu verfügen 
ist, deren Bereich das auf. Grund der Abordnung 
wahrzunehmende Amt angehört. Daraus ergibt sich, 
wie ebenfalls an jener Stelle ausgeführt ist, daß 
auch ein Beamter, der. sein bisheriges Amt und seinen 
bisherigen Dienstherrn durch die Verdrängung aus 
seinem bisherigen Dienstbezirk und das Aufhören der 
deutschen Staatsverwaltung in jenem Gebiet tatsäch­
lich verloren hat, zu einer in Westdeutschland gele­
genen Dienststelle abgeordnet werden konnte. Beamte 
konnten mindestens nach dem bis zum Zusammenbruch 
geltenden Recht (§ 166 DBG) beim Wechsel vom Reichs-
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in den Landesdienst durch Versetzung in den Landes­
dienst eintreten. Endlich konnten die Verwaltungen 
Beamte neu einstellen, und zwar wie im Deutschen 
Beamtengesetz vorgesehen, als Beamte auf Lebenszeit, 
als Beamte auf Zeit oder als Beamte auf Y/iderruf.
Von welcher dieser Möglichkeiten die Gebietskörjter- 
schaften Gebrauch machten, war ihrem Ermessen über­
lassen und hing in gewissem Umfang auch davon ab, 
in welcher Weise die in Betracht kommenden Beamten 
nit einer solchen ihnen gebotenen Rechtsform des 
lätigwerdens einverstanden waren. Dabei bestand 
auch die Möglichkeit, einen solchen verdrängten 
Beamten zusätzlich zu seinem Amt, aus dem er ver­
drängt war, ein weiteres Amt neu zu verleihen, ohne 
daß damit das bisherige Dienstverhältnis erlöschen 
mußte. Aus § 38 DBG und z.B. auch aus § 30 RDStO 
ergibt sich, daß ein Beamter mehrere selbständige 
Ämter nebeneinander bekleiden kann. Go konnte ins­
besondere ein auf Lebenszeit'angcstellter verdräng­
ter Beamter in ein weiteres Verhältnis als Beamter 
auf 'widerruf eingestellt werden, ohne daß dabei 
seine Anstellung auf Lebenszeit zu entfallen brauch­
te. Grundsätzlich bedurfte es zu einer solchen neu­
en Einstellung der Wahrung der Formen der §§ 27*
28 DBG..
II. Das Berufungsgericht kommt zu dem Ergebnis, 
der Kläger sei im Wege der Versetzung Beamter des 
beklagten Landes geworden. Die Revision will eine
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solche Versetzung schon deshalb verneinen, weil 
sie nach dem Zusammenbruch des Reiches nicht mehr 
zulässig gewesen sei. Insoweit kann ihr nicht ge­
folgt werden.

..lat Recht hat das Berufungsgericht angenommen, 
daß grundsätzlich von der Rechtslage nach dem Deut­
schen Beamtengesetz von 1937 auszugehen ist. Dieses 
Gesetz ist auch im Lande Schleswig-Holstein nach 
Art I und II HilRegG Nr 1 anzuwenden, soweit es 
nicht nach den Zusammenbruch durch die zuständige 
Gesetzgebung aufgehoben oder als ausgesprochen natio­
nalsozialistisches Recht nicht anzuwenden ist. Als 
Ganzes ist dieses Gesetz in Schleswig-Holstein nicht 
aufgehoben worden. Es bleibt Jedoch bei den einzel­
nen Vorschriften zu prüfen, ob und bis zu welchem 
Zeitpunkt sie Geltung behalten haben.

Nach § 35 Abs 1 Satz 1 DBG kann der Beamte ..... 
innerhalb des Dienstbereichscseines unmittelbaren 
Dienstherrn versetzt werden, wenn er es beantragt 
oder ein dienstliches Bedürfnis dafür besteht. Nach 
der Zweiten Verordnung zur Durchführung des Deutschen 
Beamtengesetzes vom 13. Oktober 1938 (RGBl I, H21) 
heißt es unter I Ziff 1 zu § 2:”3ei der Übertragung 
eines neuen Amtes im Wege der Versetzung des Beam­
ten wird das bisherige Beantenverhältnis nicht been­
det und ein neues nicht begründet" und in der Ersten 
Durchführungsverordnung zum Deutschen Becmtengesetz 
heißt es in Ziff 2 zu § 27sMBei Versetzung ......
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brauchen die Worte "unter Berufung in das Beamten- 
verhältnis" nicht erneut ausgesprochen zu werden”. 
LZithin entfällt, falls eine zulässige Versetzung 
vorliegt, das Erfordernis der Erfüllung der Formen 
der §§ 27» 20 DBG; Nach § 166 DBG gelten Deich uJCd 
Länder für eine Versetzung nach § 35 Abs 1 Satz 1

t

DBG als derselbe Dienstherr. Bach dem Deutschen . 
Beamtengesetz konnte der Kläger also als Reichsbe- 
anter jederzeit in den Dienst des Landes versetzt 
werden. Auch zu dieser Versetzung bedurfte es nach 
den angeführten Bestimmungen der beiden Durchfüh­
rungsverordnungen zum Deutschen Beantengesetz kei­
ner neuen Ernennungsurkunde.

Die Frage, ob § 166 DBG auch noch zur Zeit 
der Einweisungsverfügung vom 18. Ilärz 1946, also 
noch nach dem Zusammenbruch, anzuwenden war oder 
nicht, würde dann keiner Entscheidung bedürfen, 
wenn die Tätigkeit des Klägers im Polizeidienst 
damals noch als Tätigkeit im Dienst des Reiches 
anzusehen gewesen wäre.

Das Oberverwaltungsgericht Lüneburg hat im 
Urteil vom 21. ilovember 1950 -II OVG A 129/50- 
ausgeführt: In Jahre 1945 hätten die Provinzen 
bis zur Neuordnung der staatsrechtlichen Verhält­
nisse in Westdeutschland Reichsgewalt ausgeübt5 
sie seien diejenigen staatlichen Einrichtungen ge­
wesen, die -abgesehen von der Zuständigkeit der 
Besatzungsnacht- allein in der Lage gewesen seien,
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die von den bisherigen Reichsdienststellen inne­
gehabte Staatsgewalt auszuüben. Wenn im Jahre 1943 
ein Beamter in den’ Dienst der Provinz dadurch ge­
treten sei, daß der zur Organisation der Provinz 
gehörige Regierungspräsident ihn zur Beschäftigung 
angenommen habe, so habe ein \7echsel des Dienst­
herrn nicht stattgefunden; vielmehr habe der Beam­
te lediglich das von ihm früher bekleidete Amt in­
nerhalb der Organisation desselben Dienstherrn ge­
wechselt. Die Übertragung eines neuen Actes im Jah­
re 1945 sei daher als eine Versetzung innerhalb des 
Dienstbereiches des unmittelbaren Dienstherrn anzu­
sehen. In der gleichen Richtung bewegen sich auch 
die Gedankengänge des Obersten Gerichtshofes für 
die Britische Zone (Verv/Rspr 2, 331 , der aus­
führt, bis zur Bildung des Landes RiederSachsen 
hätten die dortigen Oberlandesgerichtspräsidenten 
in ihren Bezirken in gewissem Umfange die Befugnis­
se des früheren ReichsJustizministers ausgeübt, die 
ihnen durch die allgemeine Anweisung der Militärre­
gierung vom September 1945 übertragen worden seien. 
Allerdings wird dann fortgefahren: uit dieser Anwei-r 
sung seien die Oberlandeogerichtspräsidenten zur 
Einstellung von Justizbeamten befugt gewesen; von 
dieser Befugnis hätten sie durch Übernahme der IC- 
Assessoren Gebrauch gemacht. ITäherliegend wäre die 
Folgerung gewesen, daß die Oberlandesgerichtspräsi­
denten, wenn sie bis zur 3ildung des Landes ITieder- 
sachsen die. Befugnisse des Reichs justizministers
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ausgeübt haben, damit auch für das Reich tätig ge­
worden seien und deshalb ein Wechsel des unmittel­
baren Dienstherrn überhaupt nicht erfolgt und daher 
die Anwendung des § 166 DBG nicht praktisch gewor­
den sei*

Ob diesem Rechtsgedanken grundsätzlich zu fol­
gen ist, kann dahingestellt bleiben, da es. sich hier 
um die 11 Versetzung" eines Polizeibeamten handelt, 
also allein auf die Rechtsverhältnisse der Polizei 
nach deir. Zusammenbruch abzustexlen ist. Bei der Po­
lizei erscheint es jedoch unzulässig, insoweit noch 
von der Ausübung der von den bisherigen Reichsdienst- 
steilen innegehabten Staatsgewalt zu sprechen. Wie 
bereits in Abschnitt B II 4 dieses Urteils einge­
hend begründet ist, wurde durch die Anordnung der 
Britischen Militärregierung über die Reorganisation 
der Deutschen Polizei in der Britischen Zone vom 
25. September 1945 -3A02/38708/30/G (SDO 1b)- die 
Reichspolizeigewalt ausdrücklich beseitigt und die 
Polizeigewalt auf örtliche Polizeidienststellen über­
tragen. Handelt es sich bei der Ausübung der Polizei- 
gewalt aber nicht mehr um die Ausübung der Reichsge­
walt, so kann bei Ausübung des Polizeidienstes durch 
den Kläger in der Provinz s'fca't'fc
bisher in Ostpreußen nicht mehr von dem üätigv/erden 
innerhalb der Organisation desselben Dienstherrn die 
Rede sein. Es bedarf mithin der Prüfung, ob § 166 
DBG auch noch nach dem Zusammenbruch für das Verhält-
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nis zwischen Reichs- und Landesdienst anzuv/enden 
ist*

Die Revision kann sich zur Begründung ihrer 
Ansicht, § 166 DBG- könne nach Rückkehr zum födera­
listischen Aufbau des Reiches und nach Wiederher­
stellung der staatsrechtlichen Selbständigkeit der 
Länder nicht mehr angewandt werden, auf die Recht­
sprechung des Hessischen Verwaltungsgerichtshofs 
(NJV7 1949, 234; Archiv für öffentliches Recht 74,
351) stützen. Diese Auffassung müßte allerdings zu 
dem Ergebnis führen (Grewe Archiv für öffentliches- 
Recht.74, 358), das Deutsche Beamtengesetz gelte 
nach 1945 insoweit nicht fort, als seine Bestimmun­
gen die Existenz des zentralisierten totalitären 
Kihrerstaates voraussetzten; dazu hätten nun aber 
die Bestimmungen der §§ 1 und 2 DBG gehört, nach 
denen es keine unmittelbaren Landesbeamten mehr ge­
geben hätte, nach denen vielmehr alle 3eamten in 
einem öffentlich-rechtlichen Verhältnis zun Reich 
gestanden hätten. Auch § 166 DBG, nach dem Reich 
und Länder für die Versetzung als derselbe Dienst­
herr anzusehen seien, hätte zu den durch den Zusam­
menbruch außer Kraft getretenen Bestimmungen gehört 
und könnte nicht mehr angewandt werden mit der Eolge, 
daß der Übertritt eines Reichsbeamten in den Landes­
dienst nach dem Zusammenbruch nur unter Begründung 
eines neuen Rechtsverhältnisses und damit grundsätz­
lich nur unter Aushändigung einer neuen Erhennungs-
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urkunde, die der Form des § 27 DBG bedurft hätte, 
möglich gewesen wäre.

Demgegenüber muß berücksichtigt werden, daß der 
zentralisierte Einheitsstaat eine Folge nationalso­
zialistischer Gedankengänge war; so ist die durch 
den § 166 DBG. geschaffene Löglichkeit, einen Beam- ' 
ten aus dem unmittelbaren Reichsdienst in den Dienst 
’eines Landes und umgekehrt zu versetzen, in der amt­
lichen Begründung zum Deutschen Beamtengesetz (vgl 
Nadler-Y.ittland-Ruppert DBG Aufl 1938 zu § 35 S 
672) als 11 ein unabweisbares Erfordernis der Gleich­
schaltung des Reichs- und Landesdienstes" erklärt 
worden. Die Organisationsform des Einheitsstaates 
als solche ist aber nicht nationalsozialisti­
schem Gedankengut entnommen. Auch schon vor dem 
nationalsozialistischen Regime waren Kräfte am 
Werk, das Deutsche Reich immer stärker als Einheits­
staat zu organisieren. Die Beseitigung des National­
sozialismus hat daher nicht ohne weiteres zur Folge, 
daß alle auf einen zentralisierten Einheitsstaat ab­
zielenden Bestimmungen hinfällig wurden. Allerdings 
hat sich recht bald nach dem Zusammenbruch sowohl 
der Wille der Becatzungsnacht, wie auch der Wille 
örtlicher Gebietskörperschaften zum Aufbau födera­
listischer Staatsgebilde bemerkbar gemacht. In der 
Britischen Besätzungszone verlief diese Entwicklung 
langsamer als in der Amerikanischen Zone, wo schon 
am 16. Oktober 194-5 durch die Proklamation Nr 2 der
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ft Uilitärregierung unter Zuteilung bisher preußischer 
Gebietsteile das Land Großhessen gebildet wurde. 
Praktisch betrachteten die Oberprüsidenten der bis­
herigen preußischen Provinzen sich zunächst als die­
jenigen Stellen, die fUr das handlungsunfähige Reich 
die Reichsgewalt in ihrem Gebiet auszuüben hatten«
Lie Auffassung wandelte sich allmählich, als klarer 
in Erscheinung trat, daß die Besätzurigsmächte einen 
föderalistischen Aufbau des Reiches erstrebten, üehr 
und mehr wurden die ehemals preußischen Provinzen 
zu selbständigen staatsrechtlichen Rechtsgebilden, 
obgleich in der Britischen Besätzungszone durch 
zahlreiche Einrichtungen die bisherige reichsein­
heitliche Verwaltung durch eine zonale Verwaltung 
fortgesetzt wurde, zB Generaldirektion für Wasser­
straßen und Binnenschiffahrt*für das britische Kon- 
trollgebiet (HilRegVO Hr 49 ABI BrllilReg S 316), 
Seehäfen-Generaldirektion (VO Hr 50 aaO, S 3-17) , 
Zentraljustizamt für die britische Zone (VO Hr 41 
aaO 299), Zentralamt für Wirtschaft (VO Hr 52 aaO 
319)? Statistisches Amt für die Britische Besatzungs­
zone (VO Hr 71 aaO 408), Zonenhaushaltsamt (VO Hr 
58 aaO 347) , Zonenrechnungshof 'V0 ITr 62 aaO 356), 
Zonenschuldenverwaltung (VO Hr 63 aaO 357)- Lie 
föderalistische Entwicklung fand einen gewissen Ab­
schluß durch die. Auflösung der in der Britischen 
Zone gelegenen Provinzen des Landes Preußen und 
durch die vorläufige Verleihung der staatsrechtli­
chen “Stellung von Ländern“ mit den Hamen Schleswig-
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Holstein, Hannover, ITordrhein-Westfalen (VO .der 
BrKilReg Hr 46 in Kraft seit dem 23, August 1946 
-ABI BrI'ilReg S 3Ö5). Infolge dieser Rechtslage 
muß hei der Aussonderung der ohne weiteres außer 
Kraft tretenden Bestimmungen ein Unterschied ge­
macht werden' zwischen den nationalsozialistischen 
Gesetzbestimmungen, die sogleich nicht mehr anzu­
wenden sind (Ges Nr 1 der ’lilReg) und den wegen 
Veränderung des staatsrechtlichen Aufhaus unan­
wendbar gewordenen Gesetzen;' diese wurden erst 
dann unanwendbar, als die Veränderungen des staats­
rechtlichen Aufbaus solchen Umfang und solche for­
men angenommen hatten, daß die auf dem früheren 
Aufbau beruhenden Bestimmungen in den neuen Aufbau 
nicht mehr hineinpaßten. Tie Aussonderung dieser 
außer Kraft tretenden Bestimmungen muß daher mit 
großer Behutsamkeit erfolgen. Es muß, wenn ein 
Gesetz, wie hier das deutsche Beamtengesetz, iin 
großen und ganzen weiter in Kraft bleibt, verhütet 
werden, daß der rechtssystematische Zusammenhang 
dieses Gesetzes zerrissen wird und nur noch ein Ge­
setzes fragment übrig bleibt, dessen einzelne Bestim­
mungen nicht mehr richtig ineinandergreifen. Ein 
Jahrzehnt der VerwaltungsVereinheitlichung kann nicht 
mit einem einzigen Schnitt rückgängig gemacht werden. 
Der Übergang zu einem neuen Föderativstaat kann auf 
vielen Gebieten nur im Uege einer schrittweisen Ent­
flechtung erfolgen. Der Senat schließt sich damit
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der von Grewe (Archiv für öffentliches Hecht 74» 358) 
vertretenen Ansicht an» der auch das Dandesverwäl- 
tungsgericht Hünster (’DVerwBl 1951» 24) und Schack 
(DVerwBl 1951» 22 Anm 2) unter Aufgabe seiner frühe­
ren gegenteiligen üeinung (DVerwBl 1949» 20) folgen. .

Der Endzeitpunkt» bis zu dem § 166 DBG noch an­
wendbar ist, ist sicherlich mit Inkrafttreten des 
Grundgesetzes erreicht. Diese Annahme wird dadurch 
bestätigt, daß in der Bekanntmachung des Wortlautes* 
des Deutschen Beamtengesetzes 11 in der Fassung, die 
sich auf Grund der Änderung der staatsrechtlichen 
Verhältnisse ergibt” (vgl § 2a des Bundespersonal- 
gesetzes vorn 17- Hai 1950 -BGBl 207) § 166 DBG ent­
fallen ist (vgl BGBl 1950, 281). Ebenso ist bei der 
Bekanntmachung des neuen Textes der Durchführungs­
verordnung zum Deutschen Beamtengesetz (vgl BGBl 
1950, 734) in den Bes tim .ungen zu' £ 2 unter Ziff 2 
die Versetzung von den Jundes- in den Landesdienst 
usw fortgefallen. Unter Ziff 3 heißt es dort: «auch 
wenn die Voraussetzung der ITr 2 nicht vorliegt, ist 
die Übertragung eines neuen Zimtes nicht durch Ver­
setzung, sondern nur im «ege der Begründung eines 
neuen Besntenverliältnisses möglich, wenn mit der 
Übertragung des neuen Amtes der Übertritt zu einem 
anderen Dienstherrn verbunden ist”. Der maßgebliche 
Zeitpunkt, von' dem an § 166 DBG imanwendbar gewor­
den ist, kann jedoch schon erheblich früher liegen, 
nämlich sobald die föderalistische Organisationsform
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bestimmte Gestalt angenommen hat. label wird schon 
im Interesse der genauen Zeitbestimmung möglichst 
auf einen besonderen staatsrechtlichen Akt abzustel­
len sein, wie Schaffung der Länder aus den preußi­
schen Provinzen in der Britischen Zone (KilRegVO 
ITr 46, in Kraft seit 23• August 1946 aaO S 305) 
Auflösung des Landes Preußen (KRG Kr 46 vom 25* 
Februar 1947) oder Schaffpng eigener Länderverfas­
sungen, soweit diese überhaupt und vor den Inkraft­
treten des Grundgesetzes zustande gekommen sind.
Vor der Schaffung der Länder ist ein anderer staats­
rechtlicher Akt, der einen gewissen Abschluß des 
föderalistischen Aufbaus zum Ausdruck bringt, nicht 
zu erkennen, sodaß § 166 BBG mindestens bis zu die­
sem Zeitpunkt anzuwenden war. Die hier streitige 
"Versetzung” ist aber am 18. Lärz 1946, also vor 
der Verordnung Kr 46 Uber die Bildung des Landes 
Schleswig-Holstein ergangen, die erst am 23. August 
1946 in Kraft getreten ist. Es bedarf daher hier 
also keiner Entscheidung, ob § 166 DBG seit dem 
Inkrafttreten der Verordnung der I..ilReg ITr 46 außer 
Kraft getreten ist. Es genügt vielmehr festzustellen, 
daß § 166 DBG vor diesem Zeitpunkt jedenfalls nicht 
außer Kraft getreten ist.

Nach ITr 2 Satz 4 der Durchführungsverordnung 
zu § 35 DBG wird die Versetzung von der Stelle aus­
gesprochen, in deren Geschäftsbereich der Beamte 
versetzt werden soll,und entgegen der Ansicht des
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Hessischen Verwaltungsgerichtshofes (VerwRspr 74, 
351) nicht von der bisherigen Dienstbehörde des 
Beamten. Hit Recht ist daher im vorliegenden Palle 
das Berufungsgericht davon ausgegangen, daß die Ver­
setzungsverfügung von dem Chef der Polizei der 
Provinz als der übernehmenden
Stelle und nicht von einer Reichsbehörde als der 
bisherigen Dienststelle des Klägers ausgehen mußte

«

(ebenso Grewe Archiv für öffentliches Recht 74,
558).

Der Hessische Verwaltungsgerichtshof glaubt 
weiter, daß wegen Pehlens der Zustimmung der bishe­
rigen Dienststelle des Klägers eine Versetzung 
nicht habe zustande kommen können. Richtig ist al­
lerdings, daß nach ITr 4 der Durchführungsverordnung 
zu § 2 DBG ein tbergang eines Beamten aus dem Ge­
schäftsbereich eines Linisters in den Bereich eines 
anderen Ministers ”nur ia Einvernehmen beider 
Reichsminister ausgesprochen werden darf”. .lit 
Recht hat aber das Berufungsgericht ausgeführt, 
die Bestimmung könne nur sinngemäß Anwendung finden. 
Wenn die bisher zuständige Dienstbehörde nicht 
mehr zustimmen kann, weil sie nicht mehr existiert, 
und wenn sie infolgedessen auch kein Interesse mehr 
daran haben kann, der Versetzung zu widersprechen,, 
so ist nicht einzusehen, weshalb die von der neuen 
Dienstbehörde ausgesprochene Versetzung nicht ohne 
die Zustimmungserklärung der alten Dienstbehörde -
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rechtswirksan werden könnte (vgl dazu auch die* 
überzeugenden Ausführungen von Grewe aaO 359) •

Sine Versetzung- vom Reichsdienst in den Dienst 
eines Landes der Britischen Zone war daher auch in 
der Zeit vom Zusammenbruch mindestens bis zum 23* 
August 1946, dem Tage der förmlichen' Umbildung der 
ehemaligen preußischen. Provinzen in selbständige 
Länder, rechtlich möglich. Deshalb konnte das Be­
rufungsgericht entgegen der Meinung der Revision 
zu dem von ihm gefundenen Ergebnis gelangen.

III. Das Berufungsgericht führt weiter aus, das 
belclagte Land habe von dieser rechtlich gegebenen 
Möglichkeit der Versetzung vom Reichs- in den Lan­
desdienst auch tatsächlich Gebrauch gemacht.

Allerdings erblickt es entgegen der Annahme 
des Klägers diese "Versetzung** mit Recht nicht in 
dessen Übernahme in den Dienst des Chefs der Tolizei 
der Provinz 3 c l i f H i B ~ 3 € H i A  vom 1. Juni 1945*
I'it dieser Übernahme des Klägers durch den Chef 
der Polizei war eine Einweisung in eine Amtsstelle 
nicht verbunden. Ob es sich dabei, v;ie das Berufungs­
gericht annient, nur um eine "Abordnung**, wie sie 
oben zu I näher umschrieben wurde, oder um eine 
Einstellung als Beamter auf Widerruf handelte 
(vgl unten zu E), kann dahingestellt bleiben. Kei­
nesfalls kommt in jener Einstellung der Wille zum 
Ausdruck, den Kläger als Beamten auf Lebenszeit zu
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übernehmen- Gerade ein Vergleich mit der iiinweisungs 
Verfügung vom 18- Harz 1946 zeigt» daß es sich bei 
der zum 1. Juni'1945 erfolgten Einstellung um etwas 
Vorübergehendes gehandelt hat» das "nach Genehmigung 
des vorläufigen Stellenplanes für die Polizei*1 erst 
durch Einweisung in eine Planstelle in ein engeres

; Verhältnis umgewandelt werden sollte, worauf be-
■ .
reits das Berufungsgericht zutreffend hingewiesen 
hat.

Bas Berufungsgericht erblickt die “Versetzung" 
vielmehr erst in der EinweisungsVerfügung vom 18. . 
Härz 1946. Es begründet im einzelnen, daß die Ver­
fügung vom 18. Harz 1946 "in entsprechender Anwendung 
der Vorschriften über die Versetzung nach örtlicher 
und sachlicher Zuständigkeit der verfügenden Behör­
de sowie nach Form, Inhalt und Sinn den an eine 
VersetzungsVerfügung zu stellenden Anforderungen 
genüge” (Urteil S 8 ff). Biesen Ausführungen ist 
insoweit beizutreten, als es sich um die Zuständig­
keit der Behörde und um die Formerfordernisse han-r 
delt.

1. Bie Verfügung vom 18. Härfc 1946, in der das 
Berufungsgericht die Versetzung erblickt, ist vom 
"Chef der Polizei der Provinz .
erlassen worden. Nach Ziff 2 Satz 4 der Burchführungs 
Verordnung zu § 35 BBG ist eine Versetzung von der 
Stelle auszusprechen, in deren Geschäftsbereich der 
Beamte versetzt werden soll. Bei Beamten der Schutz-



polizei der Besoldungsgruppe A 5 und abwärts sind 
nach der Anordnung des Reichsinnenministers vom 
16. September 1942 Ziff II 4 (RGBl I, 559) die 
Polizeiverwalter im Rahmen ihrer örtlichen Zustän­
digkeit dazu berechtigt. Entgegen der Ansicht des 
beklagten Landes ist eine Zuständigkeit des Reichs­
innenministers weder nach §.21 Abs 6 des Polizeibe­
amtengesetzes vom 24. Juni 1937 (RGBl I, 653) > noch 
nach der LurchführungsVerordnung zu $ 21 Abs 5 PBG 
(RGBl I, 858) gegeben; jene Bestimmungen beziehen 
sich nur auf Versetzungen von Polizeivollzugsbeam- 
ten aus dem Bienst des Reiches in den Polizeivoll­
zugsdienst der Gemeinden oder in den Polizeiverwal- 
tungsdienst des Reichs oder der Länder.

Örtlicher Polizeiverwalter war am 18. ilärz 1946 
in S c h f B B p - H f l l B ^  aber nach der oben (zu B II 5) 
mehrfach erwähnten Anordnung der Britischen Llilitär- 
regierung über die Reorganisation der deutschen Po­
lizei vom 25. September 1945 und nach dem Ersten 
Schleswig-Holsteinischen Polizeigesetz vom 4. Januar 
1947 (ABI SchlH S 11) der &hef der Polizei der Pro­
vinz Br war daher für eine Ver­
setzung des Klägers die damals sachlich und örtlich 
zuständige Stelle.

2. Auch die formellen Voraussetzungen einer Ver­
setzung sind von dem Berufungsgericht mit Recht be­
jaht.
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a) Ob eine VersetzungsVerfügung der Schrift­
form bedarf (so: ITadler-Y/ittland-Ruppert DBG § 35 
Anm 28) oder nicht (so: Brand DBG Aufl 4 § 35 Anm 
1c; Fischbach DBG Aufl 1951 § 35 Anm VI) bedarf 
hier keiner Erörterung, da die Schriftform unstrei-, 
tig gewahrt ist. Weitere Formen der Hitteilung sind 
nicht vorgeschrieben. • .

b) Zutreffend hat das Berufungsgericht auch 
unter Hinweis auf Ziff 2 der Durchführungsverordnung 
zu § 27 und Ziff 1 zu § 28 DBG ausgeführt, daß es in 
der Versetzungsverfügung weder der Verwendung des 
Ausdrucks "unter Berufung in das Beaatenverhältnis", 
noch der des Ausdrucks "auf Lebenszeit” bedarf, wenn 
der Beamte bereits Beamter auf Lebenszeit war, vor­
ausgesetzt allerdings, daß es sich überhaupt um 
eine "Übernahme”, dh die "Versetzung" eines Lebens­
zeitbeamten handelt. Auch das LandesVerwaltungsge­
richt Hannover (DVerwBl 1949» 70) vertritt entgegen 
der Annahme des Berufungsgerichts keine andere An­
sicht. Aus dem Fehlen dieser Ausdrücke in der Ver­
fügung vom 18. Ilärz 1946 kann daher weder für noch 
gegen den Y/illen, den Kläger als Beamten auf Lebens 
zeit in den Dienst des beklagten Landes zu überneh­
men, etwas entnommen werden.

c) Ebensowenig bedarf es, wie das Berufungsge­
richt gleichfalls zutreffend und unbeanstandet von 
der Revision ausgeführt hat, der Verwendung des Wor­
tes "Versetzung” oder "versetzen". Auch die Ausfüh-
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rungsbestimmungen zum Deutschen Beamtengesetz 
(ygl zB Dritte Ausführungs- und Übergangsbestim­
mung zu dem Erlaß des Führers und Reichskanzlers 
über die Ernennung und Entlassung der Reichs- und . 
landesbeamten vom 15-* Oktober 1935 -RGBl I, 1255-) 
schreiben den Gebrauch dieser Wendung, nicht zwin­
gend, sondern, nur "beispielsweise” vor.

IV. . Dagegen reichen die tatsächlichen Feststellun­
gen des Berufungsgerichts nicht aus, um eine ab­
schließende Prüfung der Frage zu ermöglichen, ob die 
Verfügung vom 18. iiärz 1946 auch in der Sache die 
Voraussetzungen einer Versetzung erfüllt.

1. Der Begriff der Versetzung wird vom Deutschen 
Beamtengesetz als ein feststehender Begriff voraus­
gesetzt und daher nicht weiter Umrissen. Unter Ver­
setzung wird die Übertragung eines neuen Amtes an 
einen bereits in eine Planstelle eingewiesenen Beam­
ten verstanden (Nadler aaO 5 35 Anm 2# Brand aaO 
§ 35 Anm 1). Die wesentlichen Kerkmale einer Ver­
setzung bestehen darin, daß der Beamte unter Fort­
dauer des Beantenverhältnisses ohne förmliche Ent­
lassung aus seinem bisherigen Amt durch Verfügung 
der zuständigen Stelle in ein neues Amt eingewiesen 
wird (Nadler aaO § 35 Anm 2). Die Erfüllung dieser 
beiden lierkmale allein.reicht jedoch für eine Ver­
setzung noch nicht aus. Eine Versetzung liegt viel­
mehr nur dann vpr, wenn bei der Einweisung der Wille •
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vorhanden ist, das vorher bestehende Seitenver­
hältnis fortdauern zu lassen. Bei der hier in Fra­
ge stehenden Versetzung zu einem anderen Dienst­
herrn müßte dieser Wille dahin gehen, das bisherige 
Verhältnis des Klägers als Lebenszeitbeamter des 
Reiches nunmehr im Verhältnis zum beklagten Land 
fortzusetzen. Entscheidend ist also darauf abzu­
stellen, ob’mit der EihweisungsVerfügung vom 18. 
i.Iärz 1946 eine Übernahme in den Dienst des beklag­
ten Landes unter Beibehaltung der Stellung des Klä­
gers als Lebenszeitbeamter gewollt war.

2. Aus der Verfügung vom 18. ilärz 1946 (Einwei­
sung in eine Planstelle, Bezahlung nach der Reichs­
besoldungsordnung) ergibt sich, daß der Dienstherr 
im vorliegenden Falle den Kläger nicht als Angestell­
ten einstellen wollte. Dem Berufungsgericht ist fer­
ner darin beizutreten, daß es.in der Heranziehung 
des Klägers zum Dienst in der Polizei nicht um 
einen Beschäftigungsauftrag in dem oben zu I erör­
terten Sinne gesehen hat. Ein abgeordneter Beamter 
kann zwar aus den Hittein einer freien Planstelle 
besoldet werden, jedoch ist in der Verfügung vom 
18. ilärz 1946 nicht nur gesagt, das erforderliche 
Stelleneinkommen stehe aus einer freien Planstelle 
der Besoldungsgruppe A 8a zur Verfügung? der Kläger 
ist darüber hinaus in eine namhaft gemachte Plan­
stelle der Besoldungsgruppe A 8a, nämlich in die

»

in eingewiesen worden. Eine solche Ein-
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Weisung ist bei einer Abordnung eines Beamten nicht 
üblich. Biese Einweisung in eine Planstelle sollte 
erkennbar eine engere Bindung zwischen Bienstherrn 
und Klüger .-herbeifUhren..

Bamit ist jedoch -entgegen der Meinung des 
Württ.-Bad. VerwGerHofs (VerwRspr 2, 469)- noch 
nichts für die Entscheidung der hier maßgeblichen 
Frage gewonnen, ob diese Einweisung den Kläger 
wirklich zum Beamten auf Lebenszeit oder nur zum 
Beamten auf V/iderruf.gemacht hat. Eine weitere L!ög- 
lichkeit ist freilich nicht gegeben.

a) Zu Unrecht will das beklagte Land die 
Einweisung des Klägers dahin deuten, es sei ihm 
damit nur mitgeteilt worden, er werde aus einer 
Planstelle besoldet, mit der vom beklagten Land 
angenommenen Folge, es handle sich nur um die Kund- 
barmaciiung einer internen haushaltsrechtlichen Re­
gelung. Eine solche Auslegung widerspricht schon 
dem Wortlaut dieser Verfügung vom 18. Kärz 1946, 
dort ist von einer Besoldung des Klägers aus einer 
Planstelle überhaupt nicht die Rede; vielmehr wird 
der Kläger in eine Planstelle eingewieoen, ohne 
daß sich dem hortl&ut nach ergibt, was damit ge­
meint ist.

b) Ber Begriff der Planstelle gehört zunächst 
dem Besoldungs- und Haushaltsrecht an und wird für 
solche Amtsstellen verwendet, die dauernd erforder­
lich und an entsprechender Stelle des jeweiligen

4
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Haushaltsplanes aufgenommen sind (Radler aaO § 28 
Anm 17). Bas Berufungsgericht ist aber .der Ansicht» 
die Einweisung in eine Planstelle habe im vorlie­
genden Pall keine Bedeutung für die innerdienstli­
chen» haushaltsrechtlichen Belange des beklagten 
Landes gehabt. Eine solche rein haüshaltsrechtliche . 
Maßnahme habe die EinweisungsVerfügung nur dann ent­
halten, wenn der Kläger durch sie in eine andere 
als die bisher von ihm in Anspruch genommene Plan­
stelle im beklagten Land eingewiesen worden wäre; 
der Kläger habe aber vor der Einweisung durch die 
Verfügung vom 18. Lärz 1946 im beklagten Land noch 
keine andere Planstelle inne gehabt. Der Sinn der 
EinweisungsVerfügung habe vielmehr ausschließlich 
darin gelegen, daß der bis zu ihrem Erlaß zwischen 
den Parteien bestehende Schwebezustand habe besei­
tigt und ein festes Dienstverhältnis habe geschaf­
fen werden sollen. Zur Begründung dieser Ansicht 
wird auf die Anm 8 zu § 35 DBG bei Radler (aaO) 
verwiesen. Diese Stelle ist offensichtlich miß­
verstanden worden. Dort wird ausgeführt, haushalts­
rechtlich werde die Versetzung dadurch vollzogen, 
daß entweder der Beamte in eine andere als die bis­
her von ihm in Anspruch genommene Planstelle einge­
wiesen werde oder die bisherige Planstelle des Be­
amten auf die andere Behörde übertragen werde. Es 
werden also an dieser Stelle die alte Planstelle 
des Beamten bei seinem bisherigen Dienstherm und
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die neue Planstelle bei seinem neuen Dienstherrn 
einander gegenübergestellt. Da der Kläger vom 
Reichs- in den Landesdienst» nicht aber innerhalb 
des Landesdienstes versetzt Sein will» kann die 
alte bisher von ihm inne gehabte Planstelle gar 
nicht eine solche des beklagten Landes», sondern 
muß eine solche des Reiches gewesen sein. Es 
kommt also der Einweisung in die Planstelle auch 
im"vorliegenden Fall eine haushaitsrechtliche Be­
deutung zu» so daß die Folgerung des Berufungsge­
richts» hier, könne diese Einweisung nur die beam­
tenrechtliche Übertragung eines neuen Amtes mit 
den V/irkungen einer Versetzung haben, nicht be­
gründet ist.

Auch deriin der Verfügung vom 18. üärz 1946 
enthaltene Hinweis darauf, daß "das erforderliche 
Stelleneinkommen aus einer freien Stelle der Be- 
spldungsgruppe A 8a zur Verfügung stehe", läßt 
noch keine Rückschlüsse darauf zu, ob der Einwei­
sungsverfügung die Bedeutung der Übertragung einer 
Stelle als Lebenszeitbeamter, zukam. Die Sendung 
von einer "freien Planstelle" kann doppeldeutig 
sein. Es ist zu berücksichtigen, daß Planstellen, 
deren Inhaber durch Kriegsgefangenschaft oder aus 
sonstigen Gründen an der Ausübung ihres Dienstes 
verhindert waren und noch keine Besoldung bezogen, 
zwar haushaltsmäßig verfügbar, aber keineswegs 
auch beamtenrechtlich frei geworden waren. Durch

V-v
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die vortibergehende Ausnutzung einer solchen Plan­
stelle konnte immerhin für eine vorläufige Unter­
bringung von Beamten, die aus dem Osten verdrängt 
waren, gesorgt werden, auch ohne daß diese damit 
endgültig auch beamtenrechtlich Inhaber dieser 
Planstellen zu werden brauchten*

Daher kann dem Berufungsgericht insoweit nicht 
gefolgt werden, als es die Einweisung in eine Plan­
stelle ohne weiteres als eine Versetzung im beamten­
rechtlichen Sinn ansieht. Es bedarf vielmehr der 
Prüfung, ob weitere Umstände vorliegend die auf 
einen Versetzungswillen der einstellenden Behörde 
schließen lassen.

3. Das Berufungsgericht geht offenbar in Abwei­
chung von früher von ihm erlassenen, dem Senat als 
Revisionsgericht vorliegenden Urteilen (zB 2 U 11/ 
49 vom 3* Hai 1949) jetzt nicht mehr davon aus,

s

"eine Anstellung in eine Planstelle stelle sich 
beim Wechsel des Dienstherm als eine wirksame 
Versetzung dar" (S 11 jenes Urteils). Es scheint 
auch in der vorliegenden Sache von dem im Urteil 
2 U 13/49 vom 31. Hai 1949 vertretenen Rechtssatz 
auszugehen, "von einer Versetzung eines Lebenszeit­
beamten könne nach dem Begriff dieses Wortes und 
dem Inhalt dieser Rechtseinrichtung immer nur dann 
gesprochen werden, wenn dem betreffenden Beamten 
von der aufnehmenden Stelle ausdrücklich oder sonst 
erkennbar eröffnet worden ist, daß ihm eine neue,.

üf
%■
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etwa gleichartige Planstelle auf Lebenszeit übertra­
gen werden sollte”. Dieser Ausgangspunkt des Beru­
fungsgerichts ist nach dem.soeben Ausgeführteh zu­
treffend.

a) Hinsichtlich des hiernach erforderlichen 
Willens , den Kläger als Lebenszeitbeamten in den 
Dienst , des Landes zu übernehmen, führt das Berufungs­
gericht weiter aus: Der Chef der Polizei der Provinz 
Scl4H|^p-n4flHfe habe den \7illen, den Kläger nur 
als T/iderrufsbeamten zu übernehmen, in der Einwei­
sungsverfügung selbst nicht zum Ausdruck gebracht.
Die Verfügung enthalte auch keinen Vorbehalt, der 
auf eine solche Absicht schließen lasse. Die Tatsache, 
daß die Organisation der Deutschen Polizei in der 
Britischen Zone auch noch im März 1946 nur vorläufi- . 
gen Charakter getragen habe, genüge allein nicht, 
um auch für die damalige Zeit die Möglichkeit der 
Anstellung eines Beamten auf Lebenszeit auszusclilie- 
ßen. Die P.evision greift die nach ihrer Ansicht darin 
zum Ausdruck kommende Meinung des Berufungsgerichts 
an, der Wille, das Beamtenverhältnis widerruflich 
zu machen, bedürfe.einer ausdrücklichen Hervorhebung\  
Sie vertritt die Ansicht., der Wille, das Beamtenver­
hältnis widerruflich zu gestalten, bedürfe keiner 
ausdrückliche!! Hervorhebung. Erfolge nicht umgekehrt 
ausdrückliche Berufung auf Lebenszeit, so sei selbst 
ein dahingehender Wille der Anstellungsbehörde unbe­
achtlich.
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Dieser von der Revision vertretene Grundsatz 
ergibt sich in der Tat aus § 30.DBG. In dieser Be­
stimmung ist klar ausgedrückt, daß derjenige Beamte, 
der nicht Beamter auf Lebenszeit oder auf Zeit ist, . 
nur Beamter auf Y/iderruf ist. Es bedarf also bei 
einer Berufung in das Beamtenverhältnis der aus­
drücklichen Klarstellung, wenn ein Beamtenverhältnis 
auf Zeit oder auf Lebenszeit begründet werden soli; 
erfolgt eine solche Klarstellung nicht, so liegt 
•nur ein Verhältnis als Beamter auf Widerruf vor.
Jede Ernennung enthält also zunächst nur eine Beru­
fung in ein Beamtenverli.Ultnis auf Widerruf (Radler 
aaO § 28 Anm 3)* Das ergibt sich insbesondere hin­
sichtlich der Polizeibeamten aus § 13 PBG und der 
DVO zu § 13. Die Polizeibeamten in den unteren 
Dienstgraden sind grundsätzlich nicht fest ange­
stellt (vgl V/olfstieg, Deutsches Polizeibeamtenge­
setz, Einleitung S 2). Daran ändert auch nichts 
der Umstand, daß gemäß § 27 Abs 2 DBG ”für Beamte, 
die für Daueraufgaben voll verwendet werden”, also 
für den Regelfall das Beamtenverhältnis ”mit dem 
Ziele begründet wird, den Beamten lebenslänglich 
mit dem Staate zu verbinden”• Es handelt sich dabei 
nur um das Endziel, zu dem die Berufung in das Be­
amtenverhältnis führen soll, ohne daß damit die 
Regel aufgestellt wird, jede Berufung in das Beam­
tenverhältnis sei damit eine Berufung auf Lebens­
zeit. Das ergibt sich zwingend aus § 28 DBG, der im 
einzelnen die Voraussetzungen aufzählt, unter denen
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eine Berufung auf Lebenszeit allein erfolgen darf, 
die aber nicht für die Begründung des Beamtenver- 
hältnisses nach § 27 DBG schlechthin gelten.

Soweit daher das Berufungsgericht die von der 
Revision angegriffene Meinung seiner Entscheidung 
zu Grunde gelegt halfen sollte, der Y/ille^ das Be­
amt enverhältnis widerruflich zu machen, bedürfe 
einer ausdrücklichen Hervorhebung, würde das gegen 
das Gesetz verstoßen, Kun ist allerdings die von der 
Revision angegriffene Rechtsansicht vom Berufungs­
gericht nicht ausdrücklich ausgesprochen worden.
Die Sendungen des Berufungsgerichts, Mder Y/ille, 
den Kläger als widerrufsbeamten zu übernehmen, sei 
in der Verfügung selbst nicht zum Ausdruck gekom­
men” und die Tatsache der damals vorläufigen Orga­
nisation der deutschen Polizei "genüge nicht, die 
Möglichkeit der Anstellung eines Beamten auf Le­
benszeit auszuschließen", könnten es möglich er­
scheinen lassen, daß das Berufungsgericht von der 
seitens.der Revision gerügten, irrigen Rechtsauf­
fassung ausgegangen ist, die Begründung eines Be- 
amtenverhriltnisses, oder auf den vorliegenden Pall \ 
übertragen, die Übernahme in den Dienst des beklag­
ten Landes als Beamter sei lebenslänglich, wenn 
nicht "die Anstellung auf Lebenszeit erkennbar 
ausgeschlossen sei”•, Ob diese Möglichkeit etwa 
durch andere Ausführungen des Berufungsgerichts 
ausgeschlossen wird, bedarf keiner Entscheidung,
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da das Urteil bereits, wie oben ausgeführt, aus 
andern Gründen aufzuheben ist. Das Berufungsge­
richt wird bei der anderweiten Entscheidung jedoch 
darauf bedacht sein müssen, klar zum Ausdruck zu 
bringen, daß es nicht die seitens der Revision ge­
rügte irrige Auffassung seiner Entscheidung zu 
Grunde legt.

b) Soweit jedoch das Berufungsgericht in der 
Tatsache, da« die Organisation der Polizei in der 
Britischen Zone damals noch vorläufigen Charakter 
getragen habe, keinen Umstand erblickt, der 
z w i n g e n d  einer Einstellung von Lebenszeit- 
beamten entgegensteht, ist ihm zuzustimmen. Auch 
wenn der Aufbau eines Zweiges der Staatsverwaltung 
noch nicht endgültig feststeht, können Lebenszeit­
beamte für diesen Geschäftszweig eingestellt wer­
den, vor allem dann, wenn es sich, wie bei der Po- 
lizei, um eine Einrichtung handelt, die -wenn auch 
in wechselnder Organisationsform- immer nötig sein 
wird. Plir den Pall des Wechsels der Organisations- 
form war damit zu rechnen, daß die Masse der Beamten, 
vor allem der untergeordneten, geschlossen von dem 
neuen Träger der Polizeiorganisation übernommen 
wird, wie das praktisch auch bei der mehrfachen 
Umgestaltung der Polizei regelmäßig geschehen ist 
(vgl zB das Itiedersäclisische Gesetz über die öffent­
liche Sicherheit und Ordnung vom. 21. Härz 1951 
GVB1 Nds 79)• Insofern ist der vorliegende Pall an-
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ders zu beurteilen, ale der vom Landesverwaltungs- 
gericht Hannover entschiedene (DVerwBl 1949» 70), 
wo .res^sich um.einen, leitenden Beamten der Polizei 
und noch dazu in einer Sonderstellung als Leiter 
einer Polizeischule handelte; dort können aller­
dings die Verhältnisse so gelegen haben, daß schon 
im Hinblick auf die Art der Stellung bis zur end­
gültigen Klärung der Organisation der Polizei eine 
Anstellung als Lebenszeitbeamter nicht in 3etracht 
kam. Solche besonderen Gründe des Ausschlusses der 
Anstellung als Lebenszeitbeamter liegen jedoch bei 
dem Kläger als Polizeiwachtmeister bzw Polizei­
hauptwachtmeister nicht vor, sodaß aus dem Umstan­
de, daß damals die Organisation der Polizei noch 
nicht endgültig feststand, nichts für oder gegen 
die Übernahme als Lebenszeitbeamter entnommen wer­
den kann.

Aus den gleichen Erwägungen können auch ent­
gegen den Ausführungen des beklagten Landes keine 
grundsätzlichen Bedenken gegen die Übernahme als 
Beamter auf Lebenszeit daraus hergeleitet werden, 
daß nach ililRegVO ITr 46 -in Kraft getreten am 23. \
August 1946- betreffend Auflösung der Provinzen 
des ehemaligen Landes Preußen in der britischen 
Zone und ihre Neubildung als selbständige Länder 
( ABI BrllilReg 305) die Beamten der bisherigen 
Provinzen nur »»vorläufig" in ihren Ämtern verblei­
ben sollten. Auch hier konnte bei späterer Änderung



- 84 -

■<;

Sf

%

der Organisation mit der Übernahme der vorhandenen 
Lebenszeitbeamten durch den neuen Träger der Hoheits­
befugnisse gerechnet werden. Erst recht ergibt sich 
aus Ziff 15 der Anlage zur HilRegVO Nr 99 vom 1. 
September .1947 (ABI BrllilReg 589)» wonach die noch 
in Kriegsgefangenschaft befindlichen Beamten ihrer 
Rechte nicht verlustig gehen sollen^ und aus Art 
IV der HilRegVO Hr 124 (ABI BrllilReg 666), wonach 
ein Drittel der Beamtenstellen vorerst nicht be­
setzt werden durfte, nicht ein allgemeines Verbot 
der Einstellung und Übernahme von Lebenszeitbeamten; 
vielmehr kann aus diesen Bestimmungen gerade umge­
kehrt entnommen werden, daß in die für die Y/ieder- 
besetzung freien Stellen auch Beamte auf Lebenszeit 
berufen werden konnten. Für die Frage, ob das be­
klagte Land mit der Verfügung vom 17* Kürz 1946 
den Kläger als Lebenszeitbesnten berufen wollte 
oder nicht, ergeben sich daher aus jenen Bestimmun­
gen keine Kinderungsgründe, aber auch keine Anhalts­
punkte .

c) Die von der Revision gerügte irrige Rechts­
auffassung würde in der Y/endung des Berufungsgerichts, 
11 der Y/ille, den Kläger nur als Widerrufsbeamten zu 
übernehmen, sei in der Verfügung selbst nicht zum 
Ausdruck gebracht11, dann nicht liegen, wenn sie 
nur gebraucht wäre, uro. damit die Behandlung des 
Klägers 11 den anderen Fällen, die dem Berufungsgericht 
Vorgelegen haben11, gegenüberzustellen, 11 in denen .
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dies geschehen ist?1. Dann wäre nämlich die Wendung 
dahin zu verstehen, das beklagte Land habe in ande­
ren EinweisungsVerfügungen, wenn es einen Beamten 
nicht als Lebenszeitbeamten habe übernehmen wollen, 
das ausdrücklich hervorgehoben. Eins solche Übung 
kann allerdings für die Ermittlung des in der Ver­
fügung vom 18. LSärz 1946 zum Ausdruck gelangten * 
Willens des beklagten Landes von ausschlaggebender 
Bedeutung sein. Jedoch genügt die Feststellung des 
Berufungsgerichts, in anderen, ihm zur Entscheidung 
vorliegenden Fällen sei in der EiriweisungsVerfügung 
der Wille, den Beamten nur als Widerrufsbeamten zu 
übernehmen, nicht, um eine generelle Übung des be­
klagten Landes daraus herzuleiten, es habe in allen 
Fällen, in den’en eine solche Einschränkung nicht 
gemacht worden ist, die Beamten als Lebenszeitbe- 
amte übernehmen wollen. Liese vom Berufungsgericht 
erwähnten Fälle lagen ihm zur Entscheidung vor; 
sie sind also streitig und daher möglicherweise ge­
rade nicht typische Vergleichsfälle. Las Berufungs­
gericht wird dieser von ihm angenommenen Übung des 
beklagten Landes weiter nachgehen müssen. Es wird 
durch Auflagen (§ 139 ZPO) und gegebenenfalls durch 
Beweisaufnahme klären müssen, ob bei dem beklagten 
Land tatsächlich eine solche Übung allgemein oder 
mindestens in der Polizeiverwältung bestanden hat. 
Labei wird das Berufungsgericht auch zu prüfen ha­
ben, ob sich bei dem damaligen Ubergangscjfiarakter 
der Verwaltung in dem beklagten Lande etwa eine all
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gemeine Übung gebildet hatte, solche Einstellungen 
nur auf widerruf auszusprechen. Es wird sich dabei 
auch mit den Behauptungen des beklagten Landes im 
Schriftsatz vom 13* Hai 1950 S 4 (Bl 31 dA) ausein­
andersetzen müssen: Der Kläger sei lediglich in 
die Planstelle eingewiesen worden, ohne daß seine 
Übernahme in den Bienst des beklagten Landes aus­
gesprochen wurde, während die Finanz- und Schulver­
waltung den bei ihnen beschäftigten verdrängten Be­
amten, sobald sie sich bewährt hätten und soweit 
Planstellen verfügbar gewesen seien, mitgeteilt 
habe, daß sie sowohl in den Bereich des beklagten 
Landes übernommen, wie auch in eine f r e i e  
Planstelle e i n g e w i e s e n  würden, wobei 
zum Teil noch eine ausdrückliche Berufung in das 
Beamtenverhältnis aiif Lebenszeit erfolgt sei, ob­
wohl die Betreffenden bereits Reichsbeamte auf Le­
benszeit gewesen seien.

d) Der Kläger ist durch die Verfügung vom 
18. Lärz 1946 in 11 eine Planstelle der Besoldungs­
gruppe' A 8a des Besoldungsgesetzes , von 1927 ff ein­
gewiesen worden. Hach der Durchführungsverordnung 
zu § 13 EBG (RGBl 3,93? I 858) sind "Stellen für 
Beamte auf Lebenszeit bei der Schutzpolizei die 
Stellen der Polizeihauptwachtmeister, Polizeimei­
ster, Polizeiobermeister, Schutzpolizeiinspektoren 
und der Offiziere”. Diese Stellen sind aber in höhe 
re Gruppen als A 8a"des Besoldungsgesetzes einge-
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reiht. Der Kläger ist also nicht in eine Stelle
i

eingewiesen, die als wStelle für Beamte auf Le­
benszeit11 vorgesehen ist. V/enn ein Beamtenverhält­
nis auf Lebenszeit begründet werden soll, wird re­
gelmäßig nicht, wie hier geschehen, eine Einweisung 
in eine Planstelle vorgenommen werden, die nicht 
für Beamte auf Lebenszeit bestimmt ist. Bas Beru­
fungsgericht hat sich mit diesem Umstand nicht 
auseinandergesetzt. Bei der Eindeutigkeit der Be­
stimmung der Durchführungsverordnung wird es Sache 
des Klägers sein müssen, Umstände vorzutragen, aus 
denen sich ergibt, daß das beklagte Land ihn trotz 
Einweisung in eine solche Stelle als 3eamten auf . 
Lebenszeit übernehmen wollte.

e) Der Wille des beklagten Landes, den Klä­
ger als Beamten auf Lebenszeit einzustellen, kann 
auch nicht ohne weiteres aus der Tatsache geschlos= 
sen werden, daL das beklagte Land am 4̂  Juli 1947 
den Kläger aufforderte, "zur Klärung seines Anstel­
lungsverhältnisses das Original der ihm ....... aus­
gehändigten Anstellungsurkunde zur Einsichtnahme 
vorzulegen”. Aus diesem Wortlaut ergibt sich nicht, 
ob der Dienstherr des Klägers nach dessen Anstel­
lungsurkunde anfragte, um zu klären, ob er infolge . 
der Einweisung vom 18. !'ärz 1946 tatsächlich Beam­
ter auf Lebenszeit geworden war, oder ob er damit 
die Voraussetzungen für eine etwa in Aussicht ge­
nommene Übernahme des Klägers als Beamter auf Le-
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benszeit klären wollte. Ebensowenig ergibt sich die­
ser Wille aus dem anschließenden Verhalten des 
Dienstherrn, denn entscheidend ist der am 18. Siärz 
1946 geäußerte Wille des Dienstherrn, nicht der 
Wille., den der Dienstherr in der Anfrage vom 4. Ju­
li 1947 zu erkennen gegeben hat, und erst recht 
nicht die darin zum Ausdruck kommende Beurteilung 
des rechtlichen Inhalts der EinweisungsVerfügung 
vom 18. Harz 1946. Spätere Umstände können nur in­
sofern Bedeutung haben, als sie Rückschlüsse auf 
den am 18. Llärz 1946 geäußerten Y/illen zulassen.

Insofern kann allerdings das spätere Verhal­
ten des beklagten Landes Bedeutung gewinnen. Das 
Berufungsgericht führt insoweit aus, daß die Poli­
zeiverwaltung den Kläger schon vor der Anfrage vöm
4. Juli 1947 nach seiner Einweisung in eine Plan­
stelle auf Grund der Verfügung vom 18. LCärz 1946 
als Beamten auf Lebenszeit betrachtet habe? und 
daß sie, nachdem die eidesstattliche Versicherung 
des Klägers wegen seiner früheren Anstellung auf 
Lebenszeit sie in der Richtigkeit ihrer Ansicht * 
bestärkt hätte, an der Anstellung des Klägers in 
Schleswig-Holstein auf Lebenszeit keinen Zweifel 
mehr gehabt habe. Es stellt aber damit nur die 
"Beurteilung” der Rechtslage durch die Polizeiver­
waltung fest, nicht aber den allein entscheiden­
den Willen des Dienstherrn bei Erlaß der Verfügung 
vom 18. l'ärz 1946. Insofern bedürfen die Ausführun-
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gen des Berufungsgerichts der tatrichterlichen 
Ergänzung. Dabei wird das Berufungsgericht auch .

. "V

beachten müssen, daß das Schreiben vom 4- Juli 
1947 möglicherweise auch eine Regelung für den 
Fall in Aussicht, genommen hat, daß eine Urkunde 
über die Anstellung auf Lebenszeit niemals ausge­
händigt worden ist; darauf deutet der letzte Satz 
des Vordrucks hin, Andernfalls ist nach unseiti­
gem Vordruck kurz hierher zu berichten1'. Da der 
vorgesehene Bericht auf dem Aktenexemplar unleser­
lich gemacht ist, wird es sich empfehlen, ein sol­
ches Schreiben zu beschaffen, auf dem dieser Be­
richts entwurf lesbar ist, damit das Berufungsge­
richt auch ihn mit würdigen kann. Ferner kann es 
vielleicht der Klärung des am 18. Ilärz 1946 geäu­
ßerten Willens dienen, wenn das Berufungsgericht 
den im "Bezug" des Schreibens vom 4. Juli 1947 
(Bl 12 R der Personalakten des Klägers) angeführ- 
ten"Erlaß der Landespolizeiverwaltung,' mitgeteilt 
durch PS Kr 247 vom 3* Juli 1947 -PS der Polizei­
gruppe Kiel Ur 146 vom 3. Juli 1947" sich vorlegen 
läßt und nachprüft, ob der Inhalt dieser Erlasse 
Rückschlüsse auf den Willen des beklagten Landes 
bei Erlaß der Einweisung Verfügung vom 18. L’ärz 
1946 enthält. Das Berufungsgericht wird dabei zu 
dem auf tatsächlichem Gebiet liegenden und daher 
der Beurteilung durch das Revisionsgericht entzo­
genen Vorbringen der Revision Stellung nehmen müs­
sen, zur Zeit der EinstellungsVerfügung vom 18. Kärz
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1946’hätten Unterlagen über eine frühere lebens.r 
längliche Einstellung des Klägers nicht Vorgele­
gen, sodaß "ein Y/ille der .Behörde, den Kläger da­
mals blindlings als Beamten auf Lebenszeit zu 
übernehmen, überhaupt nicht zu unterstellen sei.".

f) Bagegen kann entgegen der Annahme der Xte- 
visionserwiderung aus dem Umstande, daß der Kläger 
mit Schreiben vom 11. lärz 1946 seine Pensionierung 
beantragt hat, für die Auslegung der Einv/eisungsVer­
fügung vom 18. lärz 1946 schon deshalb nichts ge­
wonnen werden, weil nach § 76 DBG auch ein fcider- 
rufsbeanter pensioniert werden kann. Außerdem liegt 
der Pensionierungsantrag zeitlich vor der Einwei- 
sungsVerfügung vom 18. Lärz 1946. Deshalb könnte 
sich daraus höchstens ergeben, daß der Kläger, wie 
die Revisionserwiderung selbst ausführt, sich 
schon vor der Einweisung vom 18. lärz 1946 als auf 
Lebenszeit übernommener Beamter betrachtet hat,
was aber, wie oben zu III in der Einleitung ausge­
führt ist, unzutreffend ist.

g) Die Herabstufung des Klägers von der Be­
soldungsgruppe A 7a (Ilauptwachtmeister) in die Be­
soldungsgruppe A 8a (Wachtmeister) durch die Ver­
fügung vom 18. lärz 1946 braucht, wie das Berufungs­
gericht im Ergebnis zutreffend aus führt, der Annah­
me einer Versetzung nicht unbedingt entgegenzuste­
hen. Zwar kann ein Beamter nach § 35 Abs 1 Satz 2 
DBG nur mit seiner Zustimmung in än Amt mit niedri-
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A .  ■
gerem Endgrundgehalt als sein bisheriges versetzt 
werden. Daran hat sich auch durch § 1 Abs 1 der 
Zweiten Verordnung Uber Maßnahmen auf dem Gebiet 
des Beamtenrechts vom 9* Oktober 1942 (RGBl I, 580) 
nichts geändert, denn diese Bestimmung regelt nur 
die Beschäftigung eines Beamten in. einem Amt mit 
niedrigerem Endgrundgehalt, während die Besoldung 
auch weiterhin aus dem alten Amt erfolgt (vgl auch 
Brand DBG Aufl 4 § 35 Anm 3c S 405). Bei Zustimmung 
des Klägers zu dieser Herabstufung .ist also eine 
Versetzung in ein Amt mit niedrigerem Endgrundge­
halt sicherlich zulässig. Allerdings ist diese Zu­
stimmung auch erforderlich.

Das Berufungsgericht geht davon aus, der Kläger 
habe weder ausdrücklich noch stillschweigend einer 
solchen Herabstufung zugestimmt; sein Schweigen sei 
vielmehr durch seine damalige Lage in wirtschaftli­
cher und politischer Hinsicht bedingt gewesen und 
könne deshalb nicht als ein Verzicht auf seine 
wohlerworbenen Beamtenrechte verwertet werden. Das 
Berufungsgericht sieht -bei den Pehlen einer Zu­
stimmung allerdings zu Recht- die Herabstufung 
des Klägers in eine niedrigere Besoldungsgruppe 
als gesetzlich unzulässig und daher unwirksam an.
Das Berufungsgericht geht jedoch weiter davon aus,- 
trotzdem sei nicht die ganze Verfügung vom 18. Z ä r z  
1946 unwirksam, weil sich "das aus ihrem Sinn ergebe, 
der erkennbar dahin gegangen sei, den Kläger durch
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die Einweisung in eine Planstelle als Beamten 
auf Lebenszeit in das beklagte Land zu versetzen”. 
Biese Ausführungen sind nicht frei von Rechtsirr- 
tum. Sie lassen jede Auseinandersetzung mit dem 
auch im öffentlichen Recht anzuwendenden in § 139 
BGB niedergelegte.n Rechts ge danken vermissen, daß - 
bei Teiinichtigkeit im Zweifel das ganze Rechtsge­
schäft nichtig ist. Bie Einweisungsverfügung stellt 
sich praktisch als Einheit dar. Ber Bienstherr durf­
te Einstellungen nur in dem Umfange vornehmen, in 
dem freie Planstellen vorhanden waren (Radier aaO 
§ 148 Anm 10). Beshalb läßt die Verfügung, die eine 
Einweisung in eine bestimmte Planstelle vornimmt, 
mit Sicherheit erkennen, daß auch die Übernahme in 
den Landesdienst hur gewollt war, wenn diese zu 
einer Einweisung in die vorgesehene Planstelle 
führte. Es widerspricht aller Lebenserfahrung, daÖ' 
der Bienstherr die Übernahme des Klägers auch dann 
aussprechen wollte, wenn mangels Einwilligung des 
Klägers eine Einweisung in eine Besoldungsgruppe 
mit niedrigerem Endgrundgehalt nicht zulässig war. 
Ist also die Einwilligung zur Herabstufung nicht 
erteilt und damit die Herabstufung des Klägers un­
wirksam, so ist auch die etwa sonst gewollte Über­
nahme in den Landesdienst nichtig.

Ber Hinweis auf die damalige Zwangslage des 
Klägers, in wirtschaftlicher und politischer Hin­
sicht kann die tatsächliche Feststellung des Peru-



fungsgerichts, der Kläger sei mit einer Herabstufung ' 
nicht einverstanden gewesen, jedoch nicht tragen.
Das Berufungsgericht hat damit den Hechtsbegriff der 
stillschweigenden Zustimmung verkannt. Von einer 
.Zwangslage des Klägers und von einem durch unzuläs­
sigen Zwang oder Bruck veranlaßten Stillschweigen 
des Klägers kann deshalb nicht*die Hede sein, weil 
der neue Bienstherr, das beklagte Land, keine Ver­
pflichtung hatte, den Kläger Mim Rahmen seiner ge­
genüber deiu bisherigen Dienstherrn, dem Reiche, 
wohlerworbenen Beamt enrechte11 zu beschäftigen. Bei 
aller Fürsorgepflicht gegenüber den verdrängten 
Beamten, wie sie zB auch schon in den letzten Kriegs­
monaten in gelegentlichen Erlassen zum Ausdruck ge­
bracht worden war (zB in dem Erlaß des Reichsmini­
sters des Innern vom 25. September 1944 -I311V 1944» 
957- und in dem Erlaß des Reichsministers der Justiz 
unter 9133/1 -Ia 9» 205 Richtlinien für ilaßnahmen 
bei Justizbehörden in Operations- und Kampfgebieten"- 
Anordnung vom 20. Februar 1945 -91-132-) bestand eine 
solche 'Übernahmepflicht nicht. Sie ist erst durch das 
Gesetz zur Regelung der Rechtsverhältnisse der unter 
Art 1J1 des Grundgesetzes fallenden Personen vom 11. 
Hai 1951 (BGBl I, 307), und zwar auch da nicht 
schlechthin, sondern nur in einem beschränkten Umfan­
ge aufgestellt worden. Der verdrängte Beamte stand, 
wenn er die Rechtslage richtig erkannte, damals nur 
vor der Wahl, entweder die Übernahme in den Landes­
dienst abzulehnen oder auch die Herabstufung in der
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Besoldungsgruppe hinzunehmen, wenn beides ihm in 
einem Verwaltungsakt angeboten wurde. Das Beru­
fungsgericht hat, wenn es diese Umstände nicht 
berücksichtigt, den Rechtsbegriff der Zustimmung 
verkannt. In der vorbehaltlosen Annahme des nied­
rigeren Gehalts während mehrerer Jahre liegt da­
her* die Zustimmung in die Herabstufung in eine tfjjjfjM 
niedrigere Gehaltsstufe« -lindes tens würde der Be­
amte arglistig handeln, wenn er sich jetzt auf 
die Unzulässigkeit der Ilerabstufung berufen würde.

Die ilerabstufung des Klägers in eine niedri­
gere Gehaltsstufe steht daher, wenn auch aus ande­
ren als den vom Berufungsgericht angenommenen 
Gründen, einer Versetzung des Klägers vom Reichs­
in den Landesdienst nicht entgegen.

4. Kommt das Berufungsgericht bei der nach die­
sen Gesichtspunkten vorzunehmenden erneuten Prü­
fung wiederum zu dem Ergebnis, daß der Kläger 
Beamter des beklagten Landes auf Lebenszeit gewor­
den war, so hatte er diese Stellung, wie ausge­
führt, durch die Entlassung zum 31« Juli 1948 
verloren, er hatte aber einen Anspruch auf V/ieder- 
einstellung nach § 48 des Entnazifizierungsgeset­
zes und bis zu dieser «»iedereinstellung einen An­
spruch auf TTartegeld. Bis zur Höhe dieses Y/arte- 
geldes für die Zeit bis zur erneuten mündlichen 
Verhandlung abzüglich des empfangenen Übergangs­
geldes wäre der Klaiganspruch gerechtfertigt? es



bedarf in diesem Palle keiner Prüfung, ob der 
Kläger gegebenenfalls Widerrufsbeamter geworden 
ist und welche Rechtsfolgen sich daraus ergeben.

'S.

Ras Berufungsgericht hat die Möglichkeit, 
daß der Kläger Beamter des beklagten Landes auf 
widerruf geworden sein könnte, abgelehnt.
I. Zur Begründung eines solchen Widerrufsver- 
hältnisses bedarf es auch bei einem Beamten, der 
schon Beamter auf Lebenszeit war, grundsätzlich 
der Aushändigung einer Urkunde, in der die Worte 
"Unter Berufung in das Beantenverhältnis" ent­
halten sind (§§ 27» 28 DBG). Diese FormvorSchrif­
ten waren auch nach dem Zusammenbruch noch weiter 
in Kraft. Sie beruhen sicherlich nicht auf natio­
nalsozialistischem Gedankengut; sie sind in die 
nach dem Zusammenbruch erlassenen Beamtengesetze 
der Länder auf genommen und auch in der *>undesfas- 
sung des Deutschen Beamtengesetzes aufrecht erhal­
ten worden. Trotzdem konnte in der Übergangszeit 
nach dem Zusammenbruch ein Verhältnis als Beamter 
auf Widerruf ohne diese Form entstehen.

Es bestanden damals weithin teils objektiv 
(ungeklärte Rechtslage), teils subjektiv (unge­
schultes Personal) Unklarheiten über die staats­
rechtlichen Verhältnisse, die zur ITichtberücksich-
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tigung der in dem Deutschen Beamtengesetz vorge­
schriebenen Formen führten, weil trotz des beste-

• ,
henden Yfillens, den Einzustellenden als Beamten 
zu übernehmen, angenommen wurde, eine ausdrückli­
che Berufung in das Beamtenverhältnis sei minde­
stens bei solchen Personen nicht nötig, die be­
reits Beamte des öffentlichen Dienstes waren.
Unter diesen besonderen, damals vorliegenden Um­
ständen wäre es nicht gerechtfertigt, Personen, 
die ersichtlich als Beamte von einer der im Wieder 
aufbau befindlichen Dienststellen eingestellt wer­
den sollten, die Erlangung jeglicher Beamtenrech­
te aus ihrer Tätigkeit abzusprechen. Mindestens 
in Fällen, v/o erkennbar mehr als ein Beschäfti­
gungsauftrag, nämlich eine engere Bindung zwischen 
Dienstherrn und Einzustellendem beabsichtigt war, 
erscheint diese Folgerung geboten. Damit wird der 
tatsächlichen Handhabung in jener Übergangszeit 
Rechnung getragen, die jedoch,um Berücksichtigung 
zu finden, nicht auf einer gev/altsamen innenpoli­
tischen Umwälzung zu beruhen braucht, wie das 
LandesVerwaltungsgericht Rheinland-Pfalz (ÖVerw 
1950, 509) ausführt. Tatsächlich hat die Verwal­
tungsübung diese Besonderheiten in ihren Rechts­
folgen anerkannt. ZB hat die Provinz Hannover bzw 
das Land Niedersachsen (vgl Erlaß des Oberpräsi­
denten vom 15- Juni 1946 -P Nr 1954-5 Erlaß des 
Ministerpräsidenten vom 6. Januar 1947 -P Nr 1954 
III-) die Ausstellung von sogenannten "Heranzie-
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hungsbescheiden” angeordnet, in denen es heiiJt, 
daß die Rechte und Pflichten des Herangezogenen 
aus seinem bisherigen Beamtenverhältnis durch die 
Heranziehung nicht beeinträchtigt werden; hinsicht­
lich seiner Ansprüche auf Bienst- und Versorgungs­
bezüge solle der Herangezogene jedoch nicht schlech­
ter gestellt werden, als ein» Beamter auf Widerruf. 
Der Ileranziehungsbescheid ist, wie das Landesver­
waltungsgericht Hannover (DV 1949» 69) zutreffend 
ausspricht, jedoch nur deklaratorisch; er gibt nur 
wieder, was auch ohne ihn bereits Rechtens war 
(vgl hierzu auch das zum Abdruck bestimmte Urteil 
des Senats vom 21. Juni 1951 -III ZR 56/50-). Zwar 
ist nicht ersichtlich, daß auch das hier beklagte 
Land Schleswig-Holstein ähnliche Anordnungen erlas­
sen hat. Das ist jedoch ohne Bedeutung, weil die 
genannten Erlasse nicht als Rechtsquelle, sondern 
nur als Beweis für die Beurteilung der Rechtslage 
in der Verwaltung^Übung herangezogen werden. Da je­
doch der ganze Aufbau der Verwaltung damals ein 
vorläufiger war, so wird mangels besonderer Anhalts­
punkte im Einzelfall (vgl oben zu D) auch nur an­
genommen werden können, daß ein vorläufiges, er­
forderlichenfalls lösbares Verhältnis, mithin ein 
Verhältnis als Beamter auf Widerruf geschaffen wer­
den sollte. Diese Beurteilung berücksichtigt sowohl 
die Belange des Dienstherrn, dem im Hinblick auf 
die vorläufige Organisation des Verwaltungsaufbaus 
die Möglichkeit zur Beendigung des Beamtenverhält-
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nisses gegeben wird, wie auch die Belange des 
Beamten, dem alsdann gewisse Übergangsgelder und 
bei Eintreten der Dienstunfähigkeit sogar die 
Eöglichkeit der Versetzung in den Ruhestand offen 
stehen, während er andererseits bei dem nur vor­
läufigen Aufbau, der Verwaltung nicht mit einer 
llbenslänglichen Anstellung rechnen konnte, zu- . 
mal ihm daneben seine grundsätzlichen Ansprüche 
aus seinem bisherigen Verhältnis als Beamter 
(auf Lebenszeit) gegenüber dem Deutschen Reich 
erhalten blieben. Ein solches Widerrufsbeamten­
verhältnis wurde hiernach immer dann begründet, 
wenn einem verdrängten Beamten durch die zustän­
dige Behörde eine nur von Beamten ausübbare Tätig­
keit unter schriftlicher Verleihung einer Amtsbe­
zeichnung und Einweisung in eine Planstelle ver­
liehen wurde, wenn auch ohne erneute förmliche 
Berufung in das Beamtenverhältnis.

Einer Prüfung der Präge, ob der Kläger min­
destens durch seine V.'eiterverwendung seitens des 
beklagten Landes nach Übernahme der Polizei durch 
das Land auf Grund des Ersten Schleswig-Holsteini­
schen Polizeigesetzes vom 4* Januar 1947 (ABI Schill 
11) Widerrufsbeamter des beklagten Landes geworden 
ist, bedarf es daher nicht mehr.
II. War der Kläger hiernach Widerrufsbeamter ge­
worden oder mindestens wie ein solcher zu behandeln, 
so hatte er nach § 48 des Entnazifizierungsgesetzes



einen Anspruch auf Y/iedereinstellung. T&ie zu C I 
2b und c näher ausgeführt ist, konnte ein solches 
durch die Wiedereinstellung neu begründetes Beamten- 
Verhältnis auf ’widerruf sofort widerrufen werden. 
Durch einen wirksamen derartigen Widerruf̂ würden 
weitere Ansprüche des Klägers ausgeschlossen. War' 
der Widerruf unwirksam, so war auch die Wiederein­
stellung des Klägers .unwirksam; er behielt aber 
in diesem Palle seine Ansprüche auf Wartegeld. Ob 
ihm diese zustehen, hängt daher von der Wirksamkeit 
dieses Widerrufs ab, die das Berufungsgericht nicht 
geprüft hat, weil e.s den Widerruf für unzulässig 
hielt.

1. Auch gegenüber einem Polizeibeamten auf Y/ider- 
ruf kann der id erruf tro.tz der Einschränkungen der 
Widerrufsmöglichkeit im § 8 Abs 2 PBG erklärt wer­
den, weil § 17 des Schleswig-Eolsteinischen Gesetzes 
zur Sicherung der öffentlichen Finanzen usw vom 21. 
Dezember 1948 (GVB1 Schill 1949> 39) diese Einschrän­
kungen der Entlasi..ungsmöglichkeit gegenüber Polizei­
beamten-wieder beseitigt hat. Zwar schreibt § 13 
Abs 3 des Zweiten Schleswig~uIolsteinischen Polizei­
gesetzes vom 23* llärz 1949 (GVB1 SchlH 61) vor, daß 
"die Ernennung, Beförderung und Entlassung von Poli- 
zeib earn t e n ......  der Zustimmung des Polizeiaus­
schusses bedarf". Aus dem Erlaß vom 30. Juli 1949 
ergibt sich nicht, ob im vorliegenden Falle eine 
solche Zustimmung erfolgt ist. Das Vorliegen einer
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solchen Zustimmung kann jedoch dahingestellt blei­
ben; selbst das Pehlen dieser Zustimmung würde der 
Rechtswirksamkeit der trotzdem erfolgten Einstel­
lung und Entlassung nicht entgegenstehen, wie der 
Senat in dem zum Abdruck bestimmten Urteil vom 
21. Juni 1351 -III ZR 56/50- entschieden hat.

2. Rach § 66 DBG ist die Entlassungs Verfügung 
dem Beamten schriftlich mitzuteilen; die Mittei­
lung ist dem Beamten gemäß § 163 DBG entweder nach
den Vorschriften der Reichsdienststrafordnung zuzu-

•  •

stellen oder ihm unter•Anfertigung einer Rieder­
schrift zu eröffnen. Darüber, ob das geschehen ist, 
enthält das angefochtene Urteil keine ausdrückli­
chen Feststellungen, es sei denn, daß in der all­
gemeinen Bezugnahme des angefochtenen Urteils (S 6) 
auf die Personalakten des Klägers eine solche 
Feststellung liegt und sich aus den Personalakten 
über die Zustellung etwas ergibt. Aber auch der 
Inhalt der Personalakten (Bl 41 - 45) ist nicht 
klar. Auf dem Erlaß vom 30. Juli 1949 ist vermerkt, 
«gegen Empfangsschein«; ob aber tatsächlich eine 
Aushändigung im Kege einer ordnungsmäßigen Zustel­
lung erfolgt ist, ergibt sich aus den Akten nicht. 
Hinter der beglaubigten Abschrift des Erlasses vom 
30. Juli 1949 befindet sich in den Personalakten 
des Klägers allerdings noch die beglaubigte Ab­
schrift einer Verfügung vom 31. Juli 1949 folgenden 
Inhalts: ‘ \
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rt Im Namender Landesregierung Scentlasse ich den Polizei - Y/achtmeister Fritz Polizeigruppe Nord, aus dem Dienst der Polizei des Landes

Aus den Personalakten und dem Vortrag der 
Parteien ergibt sich jedoch kein Anhalt dafür, daß 
diese Verfügung sugestellt wäre. Auf die Zustellung 
dieses Schreibens kommt es aber dann nicht an, wenn 
der Erlaß vom 30. Juli 1949 ordnungsmäßig zugestellt 
ist. Dieses Schreiben stellt nämlich nur-eine förm­
liche Urkunde über die Entlassung, eine Bescheini­
gung zum Nachweise der erfolgten Entlassung dar; 
sie ändert nichts öcran, daß die Entlassung bereits 
durch den Erlaß vom 30. Juli 1949 erfolgen sollte.

Im Revisionsrechtszug hat der Kläger behauptet, 
die Zustellung des Erlasses vom 30. Juli 1949 sei 
in unzulässigerweise an eine nicht zu seinem Haus­
stand gehörende Person erfolgt; das beklagte Land 
hat Erklärungen dazu nicht abgegeben, insbesondere> 
nicht die Zustellungsurkunde vorgelegt. Ob und in­
wieweit es möglich wäre, eine vom Berufungsgericht 
nicht festgestellte, nunmehr als unstreitig bezeich-

Sc
KSI, den 31«. Juli 1949

Der Landesminister des Innern1*



nete Tatsache im Revisionsrechtszuge zu berück­
sichtigen, kann jedoch dahingestellt bleiben, da 
übereinstimmende Angaben hier nur insoweit vorlie­
gen, als auch der Kläger zugibt, in den Besitz der 
En^lassungsVerfügung vom 30. Juli 1949 gelangt zu 
sein, die Parteien aber über die Art, wie er sie 
erhalten hat, keine übereinstimmenden Angaben mar 
ehen.

Der Empfang allein ist aber kein ausreichender 
Ersatz für das förmliche Zugehen der Entlassungs- 
verfügung. Die Zustellung ist hier unstreitig nicht 
durch Eröffnung der Entlassung an den Kläger er­
setzt worden (§ 163 Satz 3 DBG). § 19 der Reichs­
dienststrafordnung ist als § 24 in die Schleswig- 
Holsteinische Dienststrafordnung für Beamte vom 
4. Mai 1948 (GVB1 SchlH 129) wörtlich übernommen. 
Von den danach vorgesehenen Zustellungsmöglichkei­
ten scheiden die in Abs 1 Ziff 2 und 3 vorgesehe­
nen Möglichkeiten der Zustellung 11 durch eingeschrie­
benen Brief mit Rückschein” und die "nach den Vor­
schriften der Zivilprozeßordnung" aus, weil das 
beklagte Land ausweislich der Personalakten aus­
drücklich den in § 19 Abs 1 Ziff 1 vorgesehenen 
Leg "durch übergäbe an den Empfänger gegen Empfangs 
schein" gewählt hat. Hach der Darstellung des Klär- 
gers, von der mangels tatsächlicher Aufklärung in 
den Tatsacheninstanzen im Revisionsrechtszug zu­
nächst auszugehen ist, ist eine solche persönli-
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che Übergabe an den Kläger nicht erfolgt. Sie 
würde nur vorliegen, wenn der Erlaß vom 30. Juli 
1949 so in den Machtbereich des Klägers gelahgt 
wäre, daß er ohne weiteres, in der Lage gewesen 
wäre, von dem Inhalt des Schriftstückes Kenntnis 
zu nehmen. Lurch die Übergabe an eine nicht ein­
mal zum Haushalt des Klägers gehörende Mittels­
person ist diese Voraussetzung nicht erfüllt. Eine 
p e r s ö n l i c h e  Übergabe an den Kläger ist 
daher nicht geschehen.

Die im, Gesetz vorgeschriebene Zustellung gilt 
auch nicht dann als bewirkt, wenn die zuzustellende 
Erklärung dem Beamten ohne Beachtung der Zustel- 
lungsförmlichkeit zugegangen ist. Zwar bestimmt 
§ 163 DBG, daß Zustellungen nach den Vorschriften 
der ReichsdienstStrafordnung vorzunehmen sind. Zur 
Ergänzung der danach zunächst anzuwendenden Vor­
schriften des § 19 RDStO (richtiger des § 24 der 
Schleswig-Holsteinischen Dienststrafordnung) über 
die Zustellungen ist nach § 20 RDStO, der als § 25 
der Schleswig-Holsteinischen Dienststrafordnung 
wörtlich übernommen worden ist, auf die Vorschrif­
ten der Strafprozeßordnung zurückzugreifen. Hach 
§ 37 StPO finden auf das Verfahren bei Zustellun­
gen die Vorschriften der Zivilprozeßordnung über 
Zustellungen entsprechende Anwendung. Man könnte 
bei dieser allgemeinen Verweisung auf die Vor­
schriften der Zivilprozeßordnung daran denken, daß
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damit auch § 187 ZPO auf alle in der Reichsdienst­
strafordnung zugelassenen Zustellungsarten anzu- 
wenden sei. In .§' 187 ZPO ist aber bestimmt, daß 
die Zustellung eine8 Schriftstückes, das unter 
Verletzung zwingender ZustellungsvorSchriften dem 
Beteiligten'zügegangen ist, als in dem Zeitpunkt 
bewirkt angesehen werden k a n n ,  in dem das 
Schriftstück dem Beteiligten zugegangen ist. Bie­
se Vorschrift, die bis zur Neufassung durch die 
Verordnung vom 9- Oktober 1940 (RGBl I, 1310) nur 
für Ladungen galt, kann auf die nach § 163 DBG zu­
zustellenden rechtsgestaltenden Erklärungen jedoch 
nicht angewandt werden. Biese Erklärungen lassen 
es gerade so wie die vom Gesetz selbst in § 187 
Satz 2 ZPO von der Anwendung des Absatzes 1 ausgenom 

* meneÄ£ Inlauf Setzung einer Notfrist nicht zu, daß 
der Eintritt ihrer Wirkungen in das Ermessen des 
11 Gerichtes” gestellt wird. Diese Wirkungen müssen 
schlechthin klar sein, zumal in der Regel aller 
Fälle nur die Verwaltungsbehörden und nur in strit­
tigen Pallen Gerichte mit der Angelegenheit befaßt 
werden. Auch auf dem. Wege über § 187 ZPO kann da­
her eine wirksame Zustellung des Erlasses vom 30. 
Juli 1949 nicht bejaht werden.

Nun wird im Schrifttum (Nüdler-V/ittland- 
Ruppert DBG § 163 Anm 25 > etwas abgeschwächt V/itt- 
land Reichsdienststrafordnung § 19 Anm 25) die An­
sicht vertreten, die Zustellungsvorschriften dien-
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ten hauptsächlich dazu, den Beweis der gelungenen 
Bekanntgabe der EntlassungsVerfügung zu sichern. 
Stehe aber fest, daß der Mitteilungsempfänger die 
für ihn bestimmte Nachricht tatsächlich erhalten 
habe und sei nicht von ihm selbst die Wiederholung 
der Mitteilung wegen Formfehlers beantragt worden, 
so müsse die ohne Zustellung oder durch fehlerhaf­
te Zustellung vollzogene Bekanntgabe als ordnungs­
mäßig bewirkt angesehen werden, weil der ihr an­
haftende förmliche Mangel im Falle sachlich zutref­
fender Übermittlung der Nachricht nicht von aus­
schlaggebender Bedeutung sein könne. Biese Ansicht 
verkennt jedoch die Bedeutung der Zustellung. Bas 
Gesetz hat neben den erörterten drei Möglichkeiten 
der formellen Zustellung nach § 19 Abs 1 Ziff 1 
bis 3 der Reichsdienststrafordnung in 5 163 Satz 3 
BBG noch die Möglichkeit einer einfachen Ersatzzu­
stellung (Eröffnung an den Beamten unter Anferti­
gung einer Niederschrift) geschaffen. Wäre der an­
derweite Nachweis der Bekanntgabe genügend, so wä­
re es nicht erforderlich gewesen, die Möglichkeit 
eines Ersatzes der Zustellung durch die Anfertigung 
einer solchen Niederschrift zu schaffen; dann hät­
te auch ein Aktenvermerk als Nachweis dienen kön­
nen. Bas Erfordernis einer förmlichen Zustellung 
ergibt sich vor allem auch daraus, daß der genaue 
Zeitpunkt des Ausscheidens eines Beamten aus dem 
Amt deswegen feststehen muß, weil sonst Zweifel 
über* die Wirksamkeit von ihm vollzogener Amtshand-
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1ungen entstehen könnten. Die Folgen der Unterlas­
sung einer ordnungsmäßigen .Zustellung können nicht 
schlechthin durch einen Hinweis auf ein in der Gel­
tendmachung dieser Mängel liegendes arglistiges 
Verhalten des Beamten aüsgeschaltet werden. Besonde­
re Umstände, aus denen dieses Verhalten sich als 
ein arglistiges Verhalten darstellen würde, sind 
aber im vorliegenden Falle nicht ersichtlich. Der 
Senat schließt sich der Beurteilung der vom Reichs­
gericht (RGZ 163, 181 /T867; 164, 72 ß T ? \ 166, 296 
/ ? 9 9 7) vertretenen Rechtsansicht an, der auch der 
Oberste Gerichtshof. für die Britische Zone (ISDR 
1950, 607) und Brand (Deutsches Beamtengesetz Aufl 
4 § 163 Anm 2 im Gegensatz zur Aufl 3) gefolgt sind.

Die Frage, ob der Widerruf vom 30. Juli 1949 
dem Kläger ordnungsmäßig sugestellt ist, bedarf 
daher noch weiterer Klärung in tatsächlicher Bezie­
hung.

•

Sollte das Berufungsgericht zu dem Ergebnis 
kommen, daß der Widerruf dem Kläger nicht wirksam 
zugestellt worden ist, so wäre es nicht gehindert, 
mit dieser Begründung den Anspruch des Klägers auf 
Wartegeld zu bejahen, ohne die zu D erörterte Fra­
ge zu entscheiden, ob er Beamter auf Lebenszeit 
geworden ist oder nicht.



- 107 -

F.

I. Wehn das Berufungsgericht den Anspruch des 
Klägers auf Wartegeld mit der einen oder der an­
deren Begründung grundsätzlich bejaht, so wird 
es noch zu prüfen haben, ob etwa der Kläger nach­
träglich auf Grund des § 11 der Ersten Verord­
nung zur Sicherung der öffentlichen Finanzen auf 
dem Gebiete des Beamtenrechts in Schleswig-Hol­
stein vom 28. Zlärz 1949 (GVB1 SchlH 1949, 55) in

i

den Buhestand versetzt worden ist.

II. Entgegen der Leinung des Klägers ist weder 
Wartegeld noch l’bergangsgeld nach der Stellung 
als Polizeihauptwachtmeister zu berechnen. V/ar 
der Kläger in den Bienst des beklagten Landes 
versetzt, so war er dabei in zulässiger V,eise in 
die Besoldungsgruppe für Polizeiwachtmeister 
herabgestuft worden (vgl zu D IV 3 g ) .. War er 
dagegen als Widerrufsbeamter neu eingestellt 
worden, so kann er Besoldung nur nach der ihm 
neu verliehenen Beamtenstellung verlangen. Er 
hatte weder einen Anspruch darauf, als lebens­
länglicher Beamter eingestellt zu werden, noch 
einen Anspruch auf Verleihung eines bestimmten 
Amtes. Die Einstufung des Klägers als Polizei­
wachtmeister war daher auch bei einer etwa er-
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folgten ITeueinstellung zulässig.

III. i Soweit die dem Kläger für die Zelt 
nach 'dem 31- Juli 1949 zustehenden Ansprüche 
zur Begründung der Klageforderung der Höhe nach . 
nicht ausreichen, ist dem Berufungsgericht dar­
in beizutreten, daß ein etwaiger Mehrbetrag 
nicht für die Zeit vor diesem Stichtage zuge­
sprochen werden kann. War der Kläger durch den 
Erlaß vom 30. Juli 1949 als Beamter rechtswirk­
sam wiedereingestellt und alsbald wirksam ent­
lassen worden, so steht der Geltendmachung die­
ser Ansprüche die Vorschrift des § 5 der Er­
sten Verordnung zur Sicherung der öffentlichen 
Finanzen auf dem Gebiete des Beamtenrechts in 
Schleswig-Holstein vom 28. llärz 1949 ( GVB1 
Schll! 1949» 55 ) entgegen. War er nicht wieder­
eingestellt, so beschränkt § 48 Abs 4 des 
Schleswig-Holsteinischen Entnazifizierungsgeset­
zes seine Wartegeldansprüche ausdrücklich auf die 
Zeit nach dem 31« Juli 1949. Andere Ansprüche 
als diese Wartegeldanspräche können aber dem 
Kläger, wie ausgeführt, gegen das Land für die­
se Zeit ebenfalls nicht zustehen.

Bei seiner erneuten Entscheidung wird das
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Berufungsgericht auch über die Kosten des Revi­
sionsrechtszuges nit zu erkennen haben.

Dr. Delbrück ]£eiß *Dr. Pagendarm
t

Dr. Kleinewefers

Bundesrichter Dr. Gelhaar ist durch Urlaub und 
Ortsabwesenheit an der Unterschrift verhindert

Dr. Delbrück
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